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ZIELSETZUNG 
 
Die Zielsetzung dieses IFRS ist die Regelung der Bilanzierung von anteilsbasierten Vergütungen. Insbesondere schreibt er 
einem Unternehmen vor, die Auswirkungen anteilsbasierter Vergütungen in seinem Gewinn oder Verlust und seiner 
Vermögens- und Finanzlage zu berücksichtigen; dies schließt die Aufwendungen aus der Gewährung von Aktienoptionen an 
Mitarbeiter ein. 
 

ANWENDUNGSBEREICH 
 
Dieser IFRS ist bei der Bilanzierung aller anteilsbasierten Vergütungen anzuwenden, unabhängig davon, ob das Unternehmen 
alle oder einige der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen speziell identifizieren kann. Hierzu zählen, soweit in den 
Paragraphen 3A bis 6 nichts anderes angegeben ist: 
(a) anteilsbasierte Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente, 
(b) anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich und 
(c) Transaktionen, bei denen das Unternehmen Güter oder Dienstleistungen erhält oder erwirbt und das Unternehmen oder der 

Lieferant dieser Güter oder Dienstleistungen die Wahl hat, ob der Ausgleich in bar (oder in anderen Vermögenswerten) 
oder durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten erfolgen soll (mit Ausnahme der in Paragraph 3A-6 genannten 
Fälle). 

Sollten keine speziell identifizierbaren Güter oder Leistungen vorliegen, können andere Umstände darauf hinweisen, dass das 
Unternehmen Güter oder Dienstleistungen erhalten hat (oder noch erhalten wird) und damit dieser IFRS anzuwenden ist. 
 
[gestrichen] 
 
Bei einer anteilsbasierten Vergütung kann der Ausgleich von einem anderen Unternehmen der Gruppe (oder vom Anteilseigner 
eines beliebigen Unternehmens der Gruppe) im Namen des Unternehmens, das die Güter oder Dienstleistungen erhält oder 
erwirbt, vorgenommen werden. Paragraph 2 gilt also auch, wenn ein Unternehmen 
(a) Güter oder Dienstleistungen erhält, ein anderes Unternehmen derselben Gruppe (oder ein Anteilseigner eines beliebigen 

Unternehmens der Gruppe) aber zum Ausgleich der Transaktion verpflichtet ist, oder 
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OBJECTIVE 
 
The objective of this IFRS is to specify the financial reporting by an entity when it undertakes a share-based payment 
transaction. In particular, it requires an entity to reflect in its profit or loss and financial position the effects of share-based 
payment transactions, including expenses associated with transactions in which share options are granted to employees. 
 
 

SCOPE 
 
An entity shall apply this IFRS in accounting for all share-based payment transactions, whether or not the entity can identify 
specifically some or all of the goods or services received, including: 
(a) equity-settled share-based payment transactions, 
(b) cash-settled share-based payment transactions, and 
(c) transactions in which the entity receives or acquires goods or services and the terms of the arrangement provide either the 

entity or the supplier of those goods or services with a choice of whether the entity settles the transaction in cash (or other 
assets) or by issuing equity instruments, 

except as noted in paragraphs 3A–6. In the absence of specifically identifiable goods or services, other circumstances may 
indicate that goods or services have been (or will be) received, in which case this IFRS applies. 
 
 
 
[Deleted] 
 
A share-based payment transaction may be settled by another group entity (or a shareholder of any group entity) on behalf of 
the entity receiving or acquiring the goods or services. Paragraph 2 also applies to an entity that 
(a) receives goods or services when another entity in the same group (or a shareholder of any group entity) has the obligation 

to settle the share-based payment transaction, or 
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(b) zum Ausgleich der Transaktion verpflichtet ist, ein anderes Unternehmen der Gruppe aber die Güter oder Dienstleistungen 
erhält, 

es sei denn, die Transaktion dient eindeutig einem anderen Zweck als der Vergütung der Güter oder Leistungen, die das 
Unternehmen erhält. 
 
Im Sinne dieses IFRS stellt eine Transaktion mit einem Mitarbeiter (oder einer anderen Partei) in seiner bzw. ihrer 
Eigenschaft als Inhaber von Eigenkapitalinstrumenten des Unternehmens keine anteilsbasierte Vergütung dar. Gewährt ein 
Unternehmen beispielsweise allen Inhabern einer bestimmten Gattung seiner Eigenkapitalinstrumente das Recht, weitere 
Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens zu einem Preis zu erwerben, der unter dem beizulegenden Zeitwert dieser 
Eigenkapitalinstrumente liegt, und wird einem Mitarbeiter nur deshalb ein solches Recht eingeräumt, weil er Inhaber von 
Eigenkapitalinstrumenten der betreffenden Gattung ist, unterliegt die Gewährung oder Ausübung dieses Rechts nicht den 
Vorschriften dieses IFRS. 
 
Wie in Paragraph 2 ausgeführt, ist dieser IFRS auf anteilsbasierte Vergütungen anzuwenden, bei denen ein Unternehmen 
Güter oder Dienstleistungen erwirbt oder erhält. Güter schließen Vorräte, Verbrauchsgüter, Sachanlagen, immaterielle 
Vermögenswerte und andere nicht finanzielle Vermögenswerte ein. Dieser IFRS gilt jedoch nicht für Transaktionen, bei 
denen ein Unternehmen Güter als Teil des bei einem Unternehmenszusammenschluss gemäß IFRS 3 Unternehmenszusam-
menschlüsse (überarbeitet 2008), bei einem Zusammenschluss von Unternehmen unter gemeinschaftlicher Führung gemäß 
IFRS 3 Paragraph B1-B4 oder als Beitrag eines Unternehmens bei der Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens im 
Sinne von IAS 31 Anteile an Gemeinschaftsunternehmen erworbenen Nettovermögens erhält. Daher fallen 
Eigenkapitalinstrumente, die bei einem Unternehmenszusammenschluss im Austausch für die Beherrschung über das 
erworbene Unternehmen ausgegeben werden, nicht in den Anwendungsbereich dieses IFRS. Dagegen sind 
Eigenkapitalinstrumente, die Mitarbeitern des erworbenen Unternehmens in ihrer Eigenschaft als Mitarbeiter 
(beispielsweise als Gegenleistung für ihr Verbleiben im Unternehmen) gewährt werden, in den Anwendungsbereich dieses 
IFRS eingeschlossen. Ähnliches gilt für die Aufhebung, Ersetzung oder sonstige Änderung anteilsbasierter 
Vergütungsvereinbarungen infolge eines Unternehmenszusammenschlusses oder einer anderen 
Eigenkapitalrestrukturierung, die ebenfalls gemäß diesem IFRS zu bilanzieren sind. IFRS 3 dient als Leitlinie zur 
Ermittlung, ob bei einem Unternehmenszusammenschluss ausgegebene Eigenkapitalinstrumente Teil der im Austausch für 
die Beherrschung über das erworbene Unternehmen übertragenen Gegenleistung sind (und somit in den 
Anwendungsbereich des IFRS 3 fallen), oder ob sie im Austausch für ihr Verbleiben im Unternehmen in der auf den 
Zusammenschluss folgenden Berichtsperiode angesetzt werden (und somit in den Anwendungsbereich dieses IFRS fallen). 
 
Dieser IFRS ist nicht auf anteilsbasierte Vergütungen anzuwenden, bei denen das Unternehmen Güter oder 
Dienstleistungen im Rahmen eines Vertrags erhält oder erwirbt, der in den Anwendungsbereich der Paragraphen 8–10 von 
IAS 32 Finanzinstrumente: Darstellung (überarbeitet 2003)1

1 oder der Paragraphen 5–7 von IAS 39 Finanzinstrumente: 
Ansatz und Bewertung (überarbeitet 2003) fällt. 
 

ERFASSUNG 
 
Die gegen eine anteilsbasierte Vergütung erhaltenen oder erworbenen Güter oder Dienstleistungen sind zu dem Zeitpunkt 
anzusetzen, zu dem die Güter erworben oder die Dienstleistungen erhalten wurden. Das Unternehmen hat eine 
entsprechende Eigenkapitalerhöhung darzustellen, wenn die Güter oder Dienstleistungen gegen eine anteilsbasierte 
Vergütung mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente erhalten wurden, oder eine Schuld anzusetzen, wenn die Güter 
oder Dienstleistungen gegen eine anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich erworben wurden. 
 
Kommen die gegen eine anteilsbasierte Vergütung erhaltenen oder erworbenen Güter oder Dienstleistungen nicht für einen 
Ansatz als Vermögenswert in Betracht, sind sie als Aufwand zu erfassen. 
 
In der Regel entsteht ein Aufwand aus dem Verbrauch von Gütern oder Dienstleistungen. Beispielsweise werden 
Dienstleistungen normalerweise sofort verbraucht; in diesem Fall wird zum Zeitpunkt der Leistungserbringung durch die 
Vertragspartei ein Aufwand erfasst. Güter können über einen Zeitraum verbraucht oder, wie bei Vorräten, zu einem späteren 
Zeitpunkt verkauft werden; in diesem Fall wird ein Aufwand zu dem Zeitpunkt erfasst, zu dem die Güter verbraucht oder 
verkauft werden. Manchmal ist es jedoch erforderlich, bereits vor dem Verbrauch oder Verkauf der Güter oder 
Dienstleistungen einen Aufwand zu erfassen, da sie nicht für den Ansatz als Vermögenswert in Betracht kommen. 
Beispielsweise könnte ein Unternehmen in der Forschungsphase eines Projekts Güter zur Entwicklung eines neuen 
Produkts erwerben. Diese Güter sind zwar nicht verbraucht worden, erfüllen jedoch unter Umständen nicht die Kriterien für 
einen Ansatz als Vermögenswert nach dem einschlägigen IFRS. 
 

                                                 
1 Der Titel des IAS 32 wurde 2005 geändert. 
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(b) has an obligation to settle a share-based payment transaction when another entity in the same group receives the goods or 
services 

unless the transaction is clearly for a purpose other than payment for goods or services supplied to the entity receiving them. 
 
 
For the purposes of this IFRS, a transaction with an employee (or other party) in his/her capacity as a holder of equity 
instruments of the entity is not a share-based payment transaction. For example, if an entity grants all holders of a particular 
class of its equity instruments the right to acquire additional equity instruments of the entity at a price that is less than the 
fair value of those equity instruments, and an employee receives such a right because he/she is a holder of equity instruments of 
that particular class, the granting or exercise of that right is not subject to the requirements of this IFRS. 
 
 
 
As noted in paragraph 2, this IFRS applies to share-based payment transactions in which an entity acquires or receives 
goods or services. Goods includes inventories, consumables, property, plant and equipment, intangible assets and other non-
financial assets. However, an entity shall not apply this IFRS to transactions in which the entity acquires goods as part of the 
net assets acquired in a business combination as defined by IFRS 3 Business Combinations (as revised in 2008), in a 
combination of entities or businesses under common control as described in paragraphs B1–B4 of IFRS 3, or the 
contribution of a business on the formation of a joint venture as defined by IAS 31 Interests in Joint Ventures. Hence, 
equity instruments issued in a business combination in exchange for control of the acquiree are not within the scope of this 
IFRS. However, equity instruments granted to employees of the acquiree in their capacity as employees (e.g. in return for 
continued service) are within the scope of this IFRS. Similarly, the cancellation, replacement or other modification of share-based 
payment arrangements because of a business combination or other equity restructuring shall be accounted for in accordance 
with this IFRS. IFRS 3 provides guidance on determining whether equity instruments issued in a business combination are 
part of the consideration transferred in exchange for control of the acquiree (and therefore within the scope of IFRS 3) or 
are in return for continued service to be recognised in the post-combination period (and therefore within the scope of this 
IFRS). 
 
 
 
 
 
This IFRS does not apply to share-based payment transactions in which the entity receives or acquires goods or services 
under a contract within the scope of paragraphs 8—10 of IAS 32 Financial instruments: presentation (as revised in 2003)2

1 
or paragraphs 5—7 of IAS 39 Financial instruments: recognition and measurement (as revised in 2003). 
 
 

RECOGNITION 
 
An entity shall recognise the goods or services received or acquired in a share-based payment transaction when it obtains 
the goods or as the services are received. The entity shall recognise a corresponding increase in equity if the goods or 
services were received in an equity-settled share-based payment transaction, or a liability if the goods or services were 
acquired in a cash-settled share-based payment transaction. 
 
 
When the goods or services received or acquired in a share-based payment transaction do not qualify for recognition as 
assets, they shall be recognised as expenses. 
 
Typically, an expense arises from the consumption of goods or services. For example, services are typically consumed 
immediately, in which case an expense is recognised as the counterparty renders service. Goods might be consumed over a 
period of time or, in the case of inventories, sold at a later date, in which case an expense is recognised when the goods are 
consumed or sold. However, sometimes it is necessary to recognise an expense before the goods or services are consumed 
or sold, because they do not qualify for recognition as assets. For example, an entity might acquire goods as part of the 
research phase of a project to develop a new product. Although those goods have not been consumed, they might not 
qualify for recognition as assets under the applicable IFRS. 
 

                                                 
1 The title of IAS 32 was amended in 2005. 
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ANTEILSBASIERTE VERGÜTUNGEN MIT AUSGLEICH DURCH EIG ENKAPITALINSTRUMENTE 
 
Überblick 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen, die durch Eigenkapitalinstrumente beglichen werden, sind die erhaltenen Güter oder 
Dienstleistungen und die entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals direkt mit dem beizulegenden Zeitwert der erhaltenen 
Güter oder Dienstleistungen anzusetzen, es sei denn, dass dieser nicht verlässlich geschätzt werden kann. Kann der 
beizulegende Zeitwert der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen nicht verlässlich geschätzt werden, ist deren Wert und 
die entsprechende Eigenkapitalerhöhung indirekt unter Bezugnahme auf3

2 den beizulegenden Zeitwert der gewährten 
Eigenkapitalinstrumente zu ermitteln. 
 
Zur Erfüllung der Bestimmungen von Paragraph 10 bei Transaktionen mit Mitarbeitern und anderen, die ähnliche 
Leistungen erbringen4

3 ist der beizulegende Zeitwert der erhaltenen Leistungen unter Bezugnahme auf den beizulegenden 
Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu ermitteln, da es in der Regel nicht möglich ist, den beizulegenden 
Zeitwert der erhaltenen Leistungen verlässlich zu schätzen, wie in Paragraph 12 näher erläutert wird. Für die Bewertung der 
Eigenkapitalinstrumente ist der beizulegende Zeitwert am Tag der Gewährung heranzuziehen. 
 
Aktien, Aktienoptionen oder andere Eigenkapitalinstrumente werden Mitarbeitern normalerweise als Teil ihres 
Vergütungspakets zusätzlich zu einem Bargehalt und anderen Sonderleistungen gewährt. Im Regelfall ist es nicht möglich, 
die für bestimmte Bestandteile des Vergütungspakets eines Mitarbeiters erhaltenen Leistungen direkt zu bewerten. Oftmals 
kann auch der beizulegende Zeitwert des gesamten Vergütungspakets nicht unabhängig bestimmt werden, ohne direkt den 
beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu ermitteln. Darüber hinaus werden Aktien oder 
Aktienoptionen manchmal im Rahmen einer Erfolgsbeteiligung und nicht als Teil der Grundvergütung gewährt, 
beispielsweise um die Mitarbeiter zum Verbleib im Unternehmen zu motivieren oder ihren Einsatz bei der Verbesserung 
des Unternehmensergebnisses zu honorieren. Mit der Gewährung von Aktien oder Aktienoptionen zusätzlich zu anderen 
Vergütungsformen bezahlt das Unternehmen ein zusätzliches Entgelt für den Erhalt zusätzlicher Leistungen. Der 
beizulegende Zeitwert dieser zusätzlichen Leistungen ist wahrscheinlich schwer zu schätzen. Aufgrund der Schwierigkeit, 
den beizulegenden Zeitwert der erhaltenen Leistungen direkt zu ermitteln, ist der beizulegende Zeitwert der erhaltenen 
Arbeitsleistungen unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu bestimmen. 
 
Zur Anwendung der Bestimmungen von Paragraph 10 auf Transaktionen mit anderen Parteien als Mitarbeitern gilt die 
widerlegbare Vermutung, dass der beizulegende Zeitwert der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen verlässlich geschätzt 
werden kann. Der beizulegende Zeitwert ist an dem Tag zu ermitteln, an dem das Unternehmen die Güter erhält oder die 
Vertragspartei ihre Leistung erbringt. Sollte das Unternehmen diese Vermutung in seltenen Fällen widerlegen, weil es den 
beizulegenden Zeitwert der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen nicht verlässlich schätzen kann, sind die erhaltenen 
Güter oder Dienstleistungen und die entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals indirekt unter Bezugnahme auf den bei-
zulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente an dem Tag, an dem die Güter erhalten oder Leistungen 
erbracht wurden, zu bewerten. 
 
Sollte insbesondere die identifizierbare Gegenleistung (falls vorhanden), die das Unternehmen erhält, geringer erscheinen als 
der beizulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente oder der eingegangenen Verpflichtungen, so ist dies in der 
Regel ein Hinweis darauf, dass das Unternehmen eine weitere Gegenleistung (d.h. nicht identifizierbare Güter oder Leistungen) 
erhalten hat (oder noch erhalten wird). Die identifizierbaren Güter oder Dienstleistungen, die das Unternehmen erhalten hat, 
sind gemäß diesem IFRS zu bewerten. Die nicht identifizierbaren Güter oder Leistungen, die das Unternehmen erhalten hat 
(oder noch erhalten wird), sind mit der Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der anteilsbasierten Vergütung und 
dem beizulegenden Zeitwert aller erhaltenen (oder noch zu erhaltenden) identifizierbaren Güter oder Leistungen anzusetzen. 
Die nicht identifizierbaren Güter oder Leistungen, die das Unternehmen erhalten hat, sind zu dem Wert am Tag der Gewährung 
anzusetzen. Bei Transaktionen mit Barausgleich ist die Verbindlichkeit jedoch so lange zum Ende jedes Berichtszeitraums neu 
zu bewerten, bis sie nach den Paragraphen 30-33 beglichen ist. 
 
Transaktionen, bei denen Dienstleistungen erhalten werden 
 
Sind die gewährten Eigenkapitalinstrumente sofort ausübbar, ist die Vertragspartei nicht an eine bestimmte Dienstzeit 
gebunden, bevor sie einen uneingeschränkten Anspruch an diesen Eigenkapitalinstrumenten erwirbt. Sofern kein 
gegenteiliger substanzieller Hinweis vorliegt, ist von der Annahme auszugehen, dass die von der Vertragspartei als Entgelt 
für die Eigenkapitalinstrumente zu erbringenden Leistungen bereits erhalten wurden. In diesem Fall sind die erhaltenen 
Leistungen am Tag der Gewährung in voller Höhe mit einer entsprechenden Erhöhung des Eigenkapitals zu erfassen. 

                                                 
2 In diesem IFRS wird die Formulierung „unter Bezugnahme auf“ und nicht „zum“ verwendet, weil die Bewertung der Transaktion letztlich 

durch Multiplikation des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Eigenkapitalinstrumente an dem in Paragraph 11 bzw. 13 angegebenen 
Tag (je nach Sachlage) mit der Anzahl der ausübbaren Eigenkapitalinstrumente, wie in Paragraph 19 erläutert, erfolgt. 

3 Im verbleibenden Teil dieses IFRS schließen alle Bezugnahmen auf Mitarbeiter auch andere Personen, die ähnliche Leistungen erbringen, 
ein. 
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EQUITY-SETTLED SHARE-BASED PAYMENT TRANSACTIONS 
 
Overview 
 
For equity-settled share-based payment transactions, the entity shall measure the goods or services received, and the 
corresponding increase in equity, directly, at the fair value of the goods or services received, unless that fair value cannot be 
estimated reliably. If the entity cannot estimate reliably the fair value of the goods or services received, the entity shall 
measure their value, and the corresponding increase in equity, indirectly, by reference to5

2 the fair value of the equity 
instruments granted. 
 
 
To apply the requirements of paragraph 10 to transactions with employees and others providing similar services6

3, the entity 
shall measure the fair value of the services received by reference to the fair value of the equity instruments granted, because 
typically it is not possible to estimate reliably the fair value of the services received, as explained in paragraph 12. The fair 
value of those equity instruments shall be measured at grant date. 
 
 
Typically, shares, share options or other equity instruments are granted to employees as part of their remuneration package, 
in addition to a cash salary and other employment benefits. Usually, it is not possible to measure directly the services 
received for particular components of the employee’s remuneration package. It might also not be possible to measure the fair 
value of the total remuneration package independently, without measuring directly the fair value of the equity instruments 
granted. Furthermore, shares or share options are sometimes granted as part of a bonus arrangement, rather than as a part of 
basic remuneration, e.g. as an incentive to the employees to remain in the entity’s employ or to reward them for their efforts 
in improving the entity’s performance. By granting shares or share options, in addition to other remuneration, the entity is 
paying additional remuneration to obtain additional benefits. Estimating the fair value of those additional benefits is likely 
to be difficult. Because of the difficulty of measuring directly the fair value of the services received, the entity shall measure 
the fair value of the employee services received by reference to the fair value of the equity instruments granted. 
 
 
 
To apply the requirements of paragraph 10 to transactions with parties other than employees, there shall be a rebuttable 
presumption that the fair value of the goods or services received can be estimated reliably. That fair value shall be measured at the 
date the entity obtains the goods or the counterparty renders service. In rare cases, if the entity rebuts this presumption 
because it cannot estimate reliably the fair value of the goods or services received, the entity shall measure the goods or 
services received, and the corresponding increase in equity, indirectly, by reference to the fair value of the equity 
instruments granted, measured at the date the entity obtains the goods or the counterparty renders service. 
 
 
 
In particular, if the identifiable consideration received (if any) by the entity appears to be less than the fair value of the equity 
instruments granted or liability incurred, typically this situation indicates that other consideration (i.e. unidentifiable goods or 
services) has been (or will be) received by the entity. The entity shall measure the identifiable goods or services received in 
accordance with this IFRS. The entity shall measure the unidentifiable goods or services received (or to be received) as the 
difference between the fair value of the share-based payment and the fair value of any identifiable goods or services received 
(or to be received). The entity shall measure the unidentifiable goods or services received at the grant date. However, for cash-
settled transactions, the liability shall be remeasured at the end of each reporting period until it is settled in accordance with 
paragraphs 30–33. 
 
 
 
Transactions in which services are received 
 
If the equity instruments granted vest immediately, the counterparty is not required to complete a specified period of service 
before becoming unconditionally entitled to those equity instruments. In the absence of evidence to the contrary, the entity 
shall presume that services rendered by the counterparty as consideration for the equity instruments have been received. In this 
case, on grant date the entity shall recognise the services received in full, with a corresponding increase in equity. 
 
 

                                                 
2 This IFRS uses the phrase ‘by reference to’ rather than ‘at’, because the transaction is ultimately measured by multiplying the fair value of the 

equity instruments granted, measured at the date specified in paragraph 11 or 13 (whichever is applicable), by the number of equity 
instruments that vest, as explained in paragraph 19. 

3 In the remainder of this IFRS, all references to employees also includes others providing similar services. 
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Ist die Ausübung der gewährten Eigenkapitalinstrumente von der Ableistung einer bestimmten Dienstzeit abhängig, ist von 
der Annahme auszugehen, dass die von der Vertragspartei als Entgelt für die Eigenkapitalinstrumente zu erbringenden 
Leistungen künftig im Laufe des Erdienungszeitraums erhalten werden. Diese Leistungen sind jeweils zum Zeitpunkt ihrer 
Erbringung während des Erdienungszeitraums mit einer einhergehenden Eigenkapitalerhöhung zu erfassen. Zum Beispiel: 
(a) Wenn einem Arbeitnehmer Aktienoptionen unter der Bedingung eines dreijährigen Verbleibs im Unternehmen gewährt 

werden, ist zu unterstellen, dass die vom Arbeitnehmer als Entgelt für die Aktienoptionen zu erbringenden Leistungen 
künftig im Laufe dieses dreijährigen Erdienungszeitraums erhalten werden. 

 (b) Wenn einem Arbeitnehmer Aktienoptionen mit der Auflage gewährt werden, eine bestimmte Erfolgsbedingung zu 
erfüllen und so lange im Unternehmen zu bleiben, bis diese Bedingung eingetreten ist, und die Länge des 
Erdienungszeitraums je nach dem Zeitpunkt der Erfüllung der Erfolgsbedingung variiert, ist zu unterstellen, dass die 
vom Arbeitnehmer als Entgelt für die Aktienoptionen zu erbringenden Dienstleistungen künftig im Laufe des 
erwarteten Erdienungszeitraums erhalten werden. Die Dauer des erwarteten Erdienungszeitraums ist am Tag der 
Gewährung nach dem wahrscheinlichsten Eintreten der Erfolgsbedingung zu schätzen. Handelt es sich bei der 
Erfolgsbedingung um eine Marktbedingung, muss die geschätzte Dauer des erwarteten Erdienungszeitraums mit den 
bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Optionen verwendeten Annahmen übereinstimmen und 
darf später nicht mehr geändert werden. Ist die Erfolgsbedingung keine Marktbedingung, hat das Unternehmen die 
geschätzte Dauer des Erdienungszeitraums bei Bedarf zu korrigieren, wenn spätere Informationen darauf hindeuten, 
dass die Länge des Erdienungszeitraums von den bisherigen Schätzungen abweicht. 

 
Transaktionen, die unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente bewertet 
werden 
 
Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
 
Bei Transaktionen, die unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente bewertet 
werden, ist der beizulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente am Bewertungsstichtag anhand der 
Marktpreise (sofern verfügbar) unter Berücksichtigung der besonderen Konditionen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente 
gewährt wurden, (vorbehaltlich der Bestimmungen der Paragraphen 19–22) zu ermitteln. 
 
Stehen keine Marktpreise zur Verfügung, ist der beizulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente mit einer 
Bewertungstechnik zu bestimmen, bei der geschätzt wird, welchen Preis die betreffenden Eigenkapitalinstrumente am 
Bewertungsstichtag bei einer Transaktion zwischen sachverständigen, vertragswilligen und voneinander unabhängigen 
Parteien unter marktüblichen Bedingungen erzielt hätten. Die Bewertungstechnik muss den allgemein anerkannten 
Bewertungsverfahren zur Ermittlung der Preise von Finanzinstrumenten entsprechen und alle Faktoren und Annahmen 
berücksichtigen, die sachverständige, vertragswillige Marktteilnehmer bei der Preisfestlegung in Erwägung ziehen würden 
(vorbehaltlich der Bestimmungen der Paragraphen 19–22). 
 
Anhang B enthält weitere Leitlinien für die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts von Aktien und Aktienoptionen, wobei 
vor allem auf die üblichen Vertragsbedingungen bei der Gewährung von Aktien oder Aktienoptionen an Mitarbeiter 
eingegangen wird. 
 
Behandlung der Ausübungsbedingungen 
 
Die Gewährung von Eigenkapitalinstrumenten kann an die Erfüllung bestimmter Ausübungsbedingungen gekoppelt sein. 
Beispielswiese ist die Zusage von Aktien oder Aktienoptionen an einen Mitarbeiter in der Regel davon abhängig, dass er 
eine bestimmte Zeit im Unternehmen verbleibt. Manchmal sind auch Erfolgsbedingungen zu erfüllen, wie z. B. die 
Erzielung eines bestimmten Gewinnwachstums oder eine bestimmte Steigerung des Aktienkurses des Unternehmens. Im 
Gegensatz zu den Marktbedingungen fließen die Ausübungsbedingungen nicht in die Schätzung des beizulegenden 
Zeitwerts der Aktien oder Aktienoptionen am Bewertungsstichtag ein. Statt dessen sind die Ausübungsbedingungen durch 
Anpassung der Anzahl der in die Bestimmung des Transaktionsbetrags einbezogenen Eigenkapitalinstrumente zu 
berücksichtigen, so dass der für die Güter oder Dienstleistungen, die als Entgelt für die gewährten Eigenkapitalinstrumente 
erhalten werden, angesetzte Betrag letztlich auf der Anzahl der schließlich ausübbaren Eigenkapitalinstrumente beruht. 
Dementsprechend wird auf kumulierter Basis kein Betrag für erhaltene Güter oder Dienstleistungen erfasst, wenn die 
gewährten Eigenkapitalinstrumente wegen der Nichterfüllung einer Ausübungsbedingung, beispielsweise beim 
Ausscheiden eines Mitarbeiters vor der festgelegten Dienstzeit oder Nichterreichen einer Leistungsvorgabe, vorbehaltlich 
der Bestimmungen von Paragraph 21 nicht ausgeübt werden können. 
 
Zur Anwendung der Bestimmungen von Paragraph 19 ist für die während des Erdienungszeitraums erhaltenen Güter oder 
Dienstleistungen ein Betrag anzusetzen, der auf der bestmöglichen Schätzung der Anzahl der erwarteten ausübbaren 
Eigenkapitalinstrumente basiert, wobei diese Schätzung bei Bedarf zu korrigieren ist, wenn spätere Informationen darauf 
hindeuten, dass die Anzahl der erwarteten ausübbaren Eigenkapitalinstrumente von den bisherigen Schätzungen abweicht. Am 
Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit ist die Schätzung vorbehaltlich der Bestimmungen von Paragraph 21 an die Anzahl der 
schließlich ausübbaren Eigenkapitalinstrumente anzugleichen. 

15 

IFRS 2 

16 

17 

18 

19 

20 

844 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

If the equity instruments granted do not vest until the counterparty completes a specified period of service, the entity shall 
presume that the services to be rendered by the counterparty as consideration for those equity instruments will be received in 
the future, during the vesting period. The entity shall account for those services as they are rendered by the counterparty 
during the vesting period, with a corresponding increase in equity. For example: 
(a) if an employee is granted share options conditional upon completing three years’ service, then the entity shall presume 

that the services to be rendered by the employee as consideration for the share options will be received in the future, over 
that three-year vesting period; 

(b) if an employee is granted share options conditional upon the achievement of a performance condition and remaining in 
the entity’s employ until that performance condition is satisfied, and the length of the vesting period varies depending 
on when that performance condition is satisfied, the entity shall presume that the services to be rendered by the 
employee as consideration for the share options will be received in the future, over the expected vesting period. The 
entity shall estimate the length of the expected vesting period at grant date, based on the most likely outcome of the 
performance condition. If the performance condition is a market condition, the estimate of the length of the expected 
vesting period shall be consistent with the assumptions used in estimating the fair value of the options granted, and shall not 
be subsequently revised. If the performance condition is not a market condition, the entity shall revise its estimate of 
the length of the vesting period, if necessary, if subsequent information indicates that the length of the vesting period 
differs from previous estimates. 

 
 
Transactions measured by reference to the fair value of the equity instruments granted 
 
 
Determining the fair value of equity instruments granted 
 
For transactions measured by reference to the fair value of the equity instruments granted, an entity shall measure the fair 
value of equity instruments granted at the measurement date, based on market prices if available, taking into account the 
terms and conditions upon which those equity instruments were granted (subject to the requirements of paragraphs 19—
22). 
 
If market prices are not available, the entity shall estimate the fair value of the equity instruments granted using a valuation 
technique to estimate what the price of those equity instruments would have been on the measurement date in an arm’s 
length transaction between knowledgeable, willing parties. The valuation technique shall be consistent with generally 
accepted valuation methodologies for pricing financial instruments, and shall incorporate all factors and assumptions that 
knowledgeable, willing market participants would consider in setting the price (subject to the requirements of paragraphs 19—
22). 
 
 
Appendix B contains further guidance on the measurement of the fair value of shares and share options, focusing on the 
specific terms and conditions that are common features of a grant of shares or share options to employees. 
 
 
Treatment of vesting conditions 
 
A grant of equity instruments might be conditional upon satisfying specified vesting conditions. For example, a grant of 
shares or share options to an employee is typically conditional on the employee remaining in the entity’s employ for a 
specified period of time. There might be performance conditions that must be satisfied, such as the entity achieving a specified 
growth in profit or a specified increase in the entity’s share price. Vesting conditions, other than market conditions, shall not be 
taken into account when estimating the fair value of the shares or share options at the measurement date. Instead, vesting 
conditions shall be taken into account by adjusting the number of equity instruments included in the measurement of the 
transaction amount so that, ultimately, the amount recognised for goods or services received as consideration for the equity 
instruments granted shall be based on the number of equity instruments that eventually vest. Hence, on a cumulative basis, 
no amount is recognised for goods or services received if the equity instruments granted do not vest because of failure to 
satisfy a vesting condition, e.g. the counterparty fails to complete a specified service period, or a performance condition is not 
satisfied, subject to the requirements of paragraph 21. 
 
 
 
To apply the requirements of paragraph 19, the entity shall recognise an amount for the goods or services received during 
the vesting period based on the best available estimate of the number of equity instruments expected to vest and shall revise 
that estimate, if necessary, if subsequent information indicates that the number of equity instruments expected to vest 
differs from previous estimates. On vesting date, the entity shall revise the estimate to equal the number of equity 
instruments that ultimately vested, subject to the requirements of paragraph 21. 
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Bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts gewährter Eigenkapitalinstrumente sind die Marktbedingungen zu 
berücksichtigen, wie beispielsweise ein Zielkurs, an den die Ausübung (oder Ausübbarkeit) geknüpft ist. Daher hat das 
Unternehmen bei der Gewährung von Eigenkapitalinstrumenten, die Marktbedingungen unterliegen, die von einer 
Vertragspartei erhaltenen Güter oder Dienstleistungen unabhängig vom Eintreten dieser Marktbedingungen zu erfassen, 
sofern die Vertragspartei alle anderen Ausübungsbedingungen erfüllt (etwa die Leistungen eines Mitarbeiters, der die 
vertraglich festgelegte Zeit im Unternehmen verblieben ist). 
 
Behandlung der Nicht-Ausübungsbedingungen 
 
In gleicher Weise hat ein Unternehmen bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts gewährter Eigenkapitalinstrumente 
alle Nicht-Ausübungsbedingungen zu berücksichtigen. Daher hat das Unternehmen bei der Gewährung von 
Eigenkapitalinstrumenten, die Nicht-Ausübungsbedingungen unterliegen, die von einer Vertragspartei erhaltenen Güter 
oder Dienstleistungen unabhängig vom Eintreten dieser NichtAusübungsbedingungen zu erfassen, sofern die Vertragspartei 
alle Ausübungsbedingungen, die keine Marktbedingungen sind, erfüllt (etwa die Leistungen eines Mitarbeiters, der die 
vertraglich festgelegte Zeit im Unternehmen verblieben ist). 
 
Behandlung von Reload-Eigenschaften 
 
Bei Optionen mit Reload-Eigenschaften ist die Reload-Eigenschaft bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts der am 
Bewertungsstichtag gewährten Optionen nicht zu berücksichtigen. Stattdessen ist eine Reload-Option zu dem Zeitpunkt als 
neu gewährte Option zu verbuchen, zu dem sie später gewährt wird. 
 
Nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit 
 
Nachdem die erhaltenen Güter oder Dienstleistungen gemäß den Paragraphen 10–22 mit einer entsprechenden 
Eigenkapitalerhöhung erfasst wurden, dürfen nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit keine weiteren Änderungen 
am Gesamtwert des Eigenkapitals mehr vorgenommen werden. Beispielsweise darf die Erfassung eines Betrags für von 
einem Mitarbeiter erbrachte Leistungen nicht rückgängig gemacht werden, wenn die ausübbaren Eigenkapitalinstrumente 
später verwirkt oder, im Falle von Aktienoptionen, die Optionen nicht ausgeübt werden. Diese Vorschrift schließt jedoch 
nicht die Möglichkeit einer Umbuchung innerhalb des Eigenkapitals, also eine Umbuchung von einem Eigenkapitalposten in 
einen anderen, aus. 
 
Wenn der beizulegende Zeitwert der Eigenkapitalinstrumente nicht verlässlich geschätzt werden kann 
 
Die Vorschriften in den Paragraphen 16–23 sind anzuwenden, wenn eine anteilsbasierte Vergütung unter Bezugnahme auf 
den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu bewerten ist. In seltenen Fällen kann ein 
Unternehmen nicht in der Lage sein, den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente gemäß den 
Bestimmungen der Paragraphen 16–22 am Bewertungsstichtag verlässlich zu schätzen. Ausschließlich in diesen seltenen 
Fällen hat das Unternehmen stattdessen 
(a) die Eigenkapitalinstrumente mit ihrem inneren Wert anzusetzen, und zwar erstmals zu dem Zeitpunkt, zu dem das 

Unternehmen die Güter erhält oder die Vertragspartei die Dienstleistung erbringt, und anschließend an jedem 
Berichtsstichtag sowie am Tag der endgültigen Erfüllung, wobei etwaige Änderungen des inneren Werts 
erfolgswirksam zu erfassen sind. Bei der Gewährung von Aktienoptionen gilt die anteilsbasierte 
Vergütungsvereinbarung als endgültig erfüllt, wenn die Optionen ausgeübt bzw. verwirkt werden (z. B. durch 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses) oder verfallen (z. B. nach Ablauf der Ausübungsfrist); 

(b) die erhaltenen Güter oder Dienstleistungen auf Basis der Anzahl der schließlich ausübbaren oder (falls zutreffend) 
ausgeübten Eigenkapitalinstrumente anzusetzen. Bei Anwendung dieser Vorschrift auf Aktienoptionen sind 
beispielsweise die während des Erdienungszeitraums erhaltenen Güter oder Dienstleistungen gemäß den Paragraphen 
14 und 15, mit Ausnahme der Bestimmungen in Paragraph 15 (b) in Bezug auf das Vorliegen einer Marktbedingung, 
zu erfassen. Der Betrag, der für die während des Erdienungszeitraums erhaltenen Güter oder Dienstleistungen 
angesetzt wird, richtet sich nach der Anzahl der erwartungsgemäß ausübbaren Aktienoptionen. Diese Schätzung ist bei 
Bedarf zu korrigieren, wenn spätere Informationen darauf hindeuten, dass die erwartete Anzahl der ausübbaren 
Aktienoptionen von den bisherigen Schätzungen abweicht. Am Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit ist die 
Schätzung an die Anzahl der schließlich ausübbaren Eigenkapitalinstrumente anzugleichen. Nach dem Tag der ersten 
Ausübungsmöglichkeit ist der für erhaltene Güter oder Dienstleistungen erfasste Betrag zurückzubuchen, wenn die 
Aktienoptionen später verwirkt werden oder nach Ablauf der Ausübungsfrist verfallen. 

 
Für Unternehmen, die nach Paragraph 24 bilanzieren, sind die Vorschriften in den Paragraphen 26–29 nicht anzuwenden, 
da etwaige Änderungen der Vertragsbedingungen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, bei der in 
Paragraph 24 beschriebenen Methode des inneren Werts bereits berücksichtigt werden. Für die Erfüllung gewährter 
Eigenkapitalinstrumente, die nach Paragraph 24 bewertet wurden, gilt jedoch: 
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Market conditions, such as a target share price upon which vesting (or exercisability) is conditioned, shall be taken into 
account when estimating the fair value of the equity instruments granted. Therefore, for grants of equity instruments with 
market conditions, the entity shall recognise the goods or services received from a counterparty who satisfies all other 
vesting conditions (e.g. services received from an employee who remains in service for the specified period of service), 
irrespective of whether that market condition is satisfied. 
 
 
Treatment of non-vesting conditions 
 
Similarly, an entity shall take into account all non-vesting conditions when estimating the fair value of the equity 
instruments granted. Therefore, for grants of equity instruments with non-vesting conditions, the entity shall recognise the goods or 
services received from a counterparty that satisfies all vesting conditions that are not market conditions (e.g. services received from 
an employee who remains in service for the specified period of service), irrespective of whether those non-vesting conditions are 
satisfied. 
 
 
Treatment of a reload feature 
 
For options with a reload feature, the reload feature shall not be taken into account when estimating the fair value of options 
granted at the measurement date. Instead, a reload option shall be accounted for as a new option grant, if and when a reload 
option is subsequently granted. 
 
After vesting date 
 
Having recognised the goods or services received in accordance with paragraphs 10-22, and a corresponding increase in 
equity, the entity shall make no subsequent adjustment to total equity after vesting date. For example, the entity shall not 
subsequently reverse the amount recognised for services received from an employee if the vested equity instruments are later 
forfeited or, in the case of share options, the options are not exercised. However, this requirement does not preclude the entity 
from recognising a transfer within equity, i.e. a transfer from one component of equity to another. 
 
 
 
If the fair value of the equity instruments cannot be estimated reliably 
 
The requirements in paragraphs 16—23 apply when the entity is required to measure a share-based payment transaction by 
reference to the fair value of the equity instruments granted. In rare cases, the entity may be unable to estimate reliably the 
fair value of the equity instruments granted at the measurement date, in accordance with the requirements in paragraphs 16—22. 
In these rare cases only, the entity shall instead: 
(a) measure the equity instruments at their intrinsic value, initially at the date the entity obtains the goods or the 

counterparty renders service and subsequently at the end of each reporting period and at the date of final settlement, 
with any change in intrinsic value recognised in profit or loss. For a grant of share options, the share-based payment 
arrangement is finally settled when the options are exercised, are forfeited (e.g. upon cessation of employment) or 
lapse (e.g. at the end of the option’s life); 

(b) recognise the goods or services received based on the number of equity instruments that ultimately vest or (where 
applicable) are ultimately exercised. To apply this requirement to share options, for example, the entity shall recognise 
the goods or services received during the vesting period, if any, in accordance with paragraphs 14 and 15, except that 
the requirements in paragraph 15 (b) concerning a market condition do not apply. The amount recognised for goods or 
services received during the vesting period shall be based on the number of share options expected to vest. The entity 
shall revise that estimate, if necessary, if subsequent information indicates that the number of share options expected to 
vest differs from previous estimates. On vesting date, the entity shall revise the estimate to equal the number of equity 
instruments that ultimately vested. After vesting date, the entity shall reverse the amount recognised for goods or 
services received if the share options are later forfeited, or lapse at the end of the share option’s life. 

 
 
 
 
 
If an entity applies paragraph 24, it is not necessary to apply paragraphs 26—29, because any modifications to the terms and 
conditions on which the equity instruments were granted will be taken into account when applying the intrinsic value 
method set out in paragraph 24. However, if an entity settles a grant of equity instruments to which paragraph 24 has been 
applied: 
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(a) Tritt die Erfüllung während des Erdienungszeitraums ein, hat das Unternehmen die Erfüllung als vorgezogene 
Ausübungsmöglichkeit zu berücksichtigen und daher den Betrag, der ansonsten für die im restlichen Erdienungszeitraum 
erhaltenen Leistungen erfasst worden wäre, sofort zu erfassen. 

(b) Alle zum Zeitpunkt der Erfüllung geleisteten Zahlungen sind als Rückkauf von Eigenkapitalinstrumenten, also als 
Abzug vom Eigenkapital, zu bilanzieren. Davon ausgenommen ist der Anteil des gezahlten Betrags, der den am Tag 
des Rückkaufs ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauften Eigenkapitalinstrumente übersteigt und als 
Aufwand zu erfassen ist. 

 
Änderungen der Vertragsbedingungen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, einschließlich 
Annullierungen und Erfüllungen 
 
Es ist denkbar, dass ein Unternehmen die Vertragsbedingungen für die Gewährung der Eigenkapitalinstrumente ändert. 
Beispielsweise könnte es den Ausübungspreis für gewährte Mitarbeiteroptionen senken (also den Optionspreis neu 
festsetzen), wodurch sich der beizulegende Zeitwert dieser Optionen erhöht. Die Bestimmungen in den Paragraphen 27–29 
für die Bilanzierung der Auswirkungen solcher Änderungen sind im Kontext anteilsbasierter Vergütungen mit Mitarbeitern 
formuliert. Sie gelten jedoch auch für anteilsbasierte Vergütungen mit anderen Parteien als Mitarbeitern, die unter 
Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente erfasst werden. Im letzten Fall 
beziehen sich alle in den Paragraphen 27–29 enthaltenen Verweise auf den Tag der Gewährung stattdessen auf den Tag, an 
dem das Unternehmen die Güter erhält oder die Vertragspartei die Dienstleistung erbringt. 
 
Die erhaltenen Leistungen sind mindestens mit dem am Tag der Gewährung ermittelten beizulegenden Zeitwert der 
gewährten Eigenkapitalinstrumente zu erfassen, es sei denn, diese Eigenkapitalinstrumente sind nicht ausübbar, weil am 
Tag der Gewährung eine vereinbarte Ausübungsbedingung (außer einer Marktbedingung) nicht erfüllt war. Dies gilt 
unabhängig von etwaigen Änderungen der Vertragsbedingungen, zu denen die Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, 
oder einer Annullierung oder Erfüllung der gewährten Eigenkapitalinstrumente. Außerdem hat ein Unternehmen die 
Auswirkungen von Änderungen zu erfassen, die den gesamten beizulegenden Zeitwert der anteilsbasierten 
Vergütungsvereinbarung erhöhen oder mit einem anderen Nutzen für den Mitarbeiter verbunden sind. Leitlinien für die 
Anwendung dieser Vorschrift sind in Anhang B zu finden. 
 
Bei einer Annullierung (ausgenommen einer Annullierung durch Verwirkung, weil die Ausübungsbedingungen nicht erfüllt 
wurden) oder Erfüllung gewährter Eigenkapitalinstrumente während des Erdienungszeitraums gilt Folgendes: 
(a) Das Unternehmen hat die Annullierung oder Erfüllung als vorgezogene Ausübungsmöglichkeit zu behandeln und daher 

den Betrag, der ansonsten für die im restlichen Erdienungszeitraum erhaltenen Leistungen erfasst worden wäre, sofort zu 
erfassen. 

(b) Alle Zahlungen, die zum Zeitpunkt der Annullierung oder Erfüllung an den Mitarbeiter geleistet werden, sind als 
Rückkauf eines Eigenkapitalanteils, also als Abzug vom Eigenkapital, zu bilanzieren. Davon ausgenommen ist der 
Anteil des gezahlten Betrags, der den am Tag des Rückkaufs ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauften 
Eigenkapitalinstrumente übersteigt und als Aufwand zu erfassen ist. Enthält eine anteilsbasierte 
Vergütungsvereinbarung jedoch Schuldkomponenten, so ist der beizulegende Zeitwert der Schuld am Tag der 
Annullierung oder Erfüllung neu zu bewerten. Alle Zahlungen, die zur Erfüllung der Schuldkomponente geleistet 
werden, sind als eine Tilgung der Schuld zu bilanzieren. 

(c) Wenn einem Arbeitnehmer neue Eigenkapitalinstrumente gewährt werden und das Unternehmen am Tag der 
Gewährung dieser neuen Eigenkapitalinstrumente angibt, dass die neuen Eigenkapitalinstrumente als Ersatz für die 
annullierten Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, sind die als Ersatz gewährten Eigenkapitalinstrumente auf 
gleiche Weise wie eine Änderung der ursprünglich gewährten Eigenkapitalinstrumente in Übereinstimmung mit 
Paragraph 27 und den Leitlinien in Anhang B zu bilanzieren. Der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert 
entspricht der Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der als Ersatz bestimmten Eigenkapitalinstrumente und 
dem beizulegenden Nettozeitwert der annullierten Eigenkapitalinstrumente am Tag, an dem die Ersatzinstrumente 
gewährt wurden. Der beizulegende Nettozeitwert der annullierten Eigenkapitalinstrumente ergibt sich aus ihrem 
beizulegenden Zeitwert unmittelbar vor der Annullierung, abzüglich des Betrags einer etwaigen Zahlung, die zum 
Zeitpunkt der Annullierung der Eigenkapitalinstrumente an den Mitarbeiter geleistet wurde und die gemäß (b) oben als 
Abzug vom Eigenkapital zu bilanzieren ist. Neue Eigenkapitalinstrumente, die nach Angabe des Unternehmens nicht 
als Ersatz für die annullierten Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, sind als neue gewährte 
Eigenkapitalinstrumente zu bilanzieren. 

 
Wenn ein Unternehmen oder eine Vertragspartei wählen kann, ob es bzw. sie eine Nicht-Ausübungsbedingung erfüllen will, und 
das Unternehmen oder die Vertragspartei es unterlässt, die Nicht-Ausübungsbedingung während des Erdienungszeitraums zu 
erfüllen, so ist dies als eine Annullierung zu behandeln. 
 
Beim Rückkauf von ausgeübten Eigenkapitalinstrumenten sind die an den Mitarbeiter geleisteten Zahlungen als Abzug 
vom Eigenkapital zu bilanzieren. Davon ausgenommen ist der Anteil des gezahlten Betrags, der den am Tag des Rückkaufs 
ermittelten beizulegenden Zeitwert der rückgekauften Eigenkapitalinstrumente übersteigt und als Aufwand zu erfassen ist. 
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(a) if the settlement occurs during the vesting period, the entity shall account for the settlement as an acceleration of 
vesting, and shall therefore recognise immediately the amount that would otherwise have been recognised for services 
received over the remainder of the vesting period; 

(b) any payment made on settlement shall be accounted for as the repurchase of equity instruments, i.e. as a deduction 
from equity, except to the extent that the payment exceeds the intrinsic value of the equity instruments, measured at the 
repurchase date. Any such excess shall be recognised as an expense. 

 
 
Modifications to the terms and conditions on which equity instruments were granted, including cancellations and 
settlements 
 
An entity might modify the terms and conditions on which the equity instruments were granted. For example, it might 
reduce the exercise price of options granted to employees (i.e. reprice the options), which increases the fair value of those 
options. The requirements in paragraphs 27—29 to account for the effects of modifications are expressed in the context of 
share-based payment transactions with employees. However, the requirements shall also be applied to share-based payment 
transactions with parties other than employees that are measured by reference to the fair value of the equity instruments 
granted. In the latter case, any references in paragraphs 27—29 to grant date shall instead refer to the date the entity obtains 
the goods or the counterparty renders service. 
 
 
The entity shall recognise, as a minimum, the services received measured at the grant date fair value of the equity 
instruments granted, unless those equity instruments do not vest because of failure to satisfy a vesting condition (other than 
a market condition) that was specified at grant date. This applies irrespective of any modifications to the terms and conditions 
on which the equity instruments were granted, or a cancellation or settlement of that grant of equity instruments. In addition, 
the entity shall recognise the effects of modifications that increase the total fair value of the share-based payment 
arrangement or are otherwise beneficial to the employee. Guidance on applying this requirement is given in Appendix B. 
 
 
 
If a grant of equity instruments is cancelled or settled during the vesting period (other than a grant cancelled by forfeiture 
when the vesting conditions are not satisfied): 
(a) the entity shall account for the cancellation or settlement as an acceleration of vesting, and shall therefore recognise 

immediately the amount that otherwise would have been recognised for services received over the remainder of the 
vesting period; 

(b) any payment made to the employee on the cancellation or settlement of the grant shall be accounted for as the 
repurchase of an equity interest, i.e. as a deduction from equity, except to the extent that the payment exceeds the fair 
value of the equity instruments granted, measured at the repurchase date. Any such excess shall be recognised as an 
expense. However, if the share-based payment arrangement included liability components, the entity shall remeasure 
the fair value of the liability at the date of cancellation or settlement. Any payment made to settle the liability 
component shall be accounted for as an extinguishment of the liability; 

(c) if new equity instruments are granted to the employee and, on the date when those new equity instruments are granted, 
the entity identifies the new equity instruments granted as replacement equity instruments for the cancelled equity 
instruments, the entity shall account for the granting of replacement equity instruments in the same way as a modification 
of the original grant of equity instruments, in accordance with paragraph 27 and the guidance in Appendix B. The 
incremental fair value granted is the difference between the fair value of the replacement equity instruments and the net 
fair value of the cancelled equity instruments, at the date the replacement equity instruments are granted. The net fair 
value of the cancelled equity instruments is their fair value, immediately before the cancellation, less the amount of any 
payment made to the employee on cancellation of the equity instruments that is accounted for as a deduction from equity in 
accordance with (b) above. If the entity does not identify new equity instruments granted as replacement equity instruments 
for the cancelled equity instruments, the entity shall account for those new equity instruments as a new grant of equity 
instruments. 

 
 
 
 
If an entity or counterparty can choose whether to meet a non-vesting condition, the entity shall treat the entity’s or 
counterparty’s failure to meet that non-vesting condition during the vesting period as a cancellation. 
 
 
If an entity repurchases vested equity instruments, the payment made to the employee shall be accounted for as a deduction 
from equity, except to the extent that the payment exceeds the fair value of the equity instruments repurchased, measured at 
the repurchase date. Any such excess shall be recognised as an expense. 
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ANTEILSBASIERTE VERGÜTUNGEN MIT BARAUSGLEICH 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen, die in bar abgegolten werden, sind die erworbenen Güter oder Dienstleistungen und die 
entstandene Schuld mit dem beizulegenden Zeitwert der Schuld zu erfassen. Bis zur Begleichung der Schuld ist der 
beizulegende Zeitwert der Schuld zu jedem Berichtsstichtag und am Erfüllungstag neu zu bestimmen und sind alle 
Änderungen des beizulegenden Zeitwerts erfolgswirksam zu erfassen. 
 
Ein Unternehmen könnte seinen Mitarbeitern z. B. als Teil ihres Vergütungspakets Wertsteigerungsrechte gewähren, mit 
denen sie einen Anspruch auf eine künftige Barvergütung (anstelle eines Eigenkapitalinstruments) erwerben, die an den 
Kursanstieg der Aktien dieses Unternehmens gegenüber einem bestimmten Basiskurs über einen bestimmten Zeitraum 
gekoppelt ist. Eine andere Möglichkeit der Gewährung eines Anspruchs auf den Erhalt einer künftigen Barvergütung 
besteht darin, den Mitarbeitern ein Bezugsrecht auf Aktien (einschließlich zum Zeitpunkt der Ausübung der Aktienoptionen 
auszugebender Aktien) einzuräumen, die entweder rückkaufpflichtig sind (beispielsweise bei Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses) oder nach Wahl des Mitarbeiters eingelöst werden können. 
 
Das Unternehmen hat zu dem Zeitpunkt, zu dem die Mitarbeiter ihre Leistung erbringen, die erhaltenen Leistungen und 
gleichzeitig eine Schuld zur Abgeltung dieser Leistungen zu erfassen. Einige Wertsteigerungsrechte sind beispielsweise sofort 
ausübbar, so dass der Mitarbeiter nicht an die Ableistung einer bestimmten Dienstzeit gebunden ist, bevor er einen 
Anspruch auf die Barvergütung erwirbt. Sofern kein gegenteiliger substanzieller Hinweis vorliegt, ist zu unterstellen, dass 
die von den Mitarbeitern als Entgelt für die Wertsteigerungsrechte zu erbringenden Leistungen erhalten wurden. 
Dementsprechend hat das Unternehmen die erhaltenen Leistungen und die daraus entstehende Schuld sofort zu erfassen. Ist 
die Ausübung der Wertsteigerungsrechte von der Ableistung einer bestimmten Dienstzeit abhängig, sind die erhaltenen 
Leistungen und die daraus entstehende Schuld zu dem Zeitpunkt zu erfassen, zu dem die Leistungen von den Mitarbeitern 
während dieses Zeitraums erbracht wurden. 
 
Die Schuld ist bei der erstmaligen Erfassung und zu jedem Berichtsstichtag bis zu ihrer Begleichung mit dem 
beizulegenden Zeitwert der Wertsteigerungsrechte anzusetzen. Hierzu ist ein Optionspreismodell anzuwenden, das die 
Vertragsbedingungen, zu denen die Wertsteigerungsrechte gewährt wurden, und den Umfang der bisher von den 
Mitarbeitern abgeleisteten Dienstzeit berücksichtigt. 
 

ANTEILSBASIERTE VERGÜTUNGEN MIT WAHLWEISEM BARAUSGL EICH 
ODER AUSGLEICH DURCH EIGENKAPITALINSTRUMENTE 

 
Bei anteilsbasierten Vergütungen, bei denen das Unternehmen oder die Gegenpartei vertraglich die Wahl haben, ob die 
Transaktion in bar (oder in anderen Vermögenswerten) oder durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten abgegolten 
wird, ist die Transaktion bzw. sind deren Bestandteile als anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich zu bilanzieren, sofern und 
soweit für das Unternehmen eine Verpflichtung zum Ausgleich in bar oder in anderen Vermögenswerten besteht, bzw. als 
anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente, sofern und soweit keine solche Verpflichtung vorliegt. 
 
Anteilsbasierte Vergütungen mit Erfüllungswahlrecht bei der Gegenpartei 
 
 
Lässt ein Unternehmen der Gegenpartei die Wahl, ob eine anteilsbasierte Vergütung in bar7

4 oder durch die Ausgabe von 
Eigenkapitalinstrumenten beglichen werden soll, liegt die Gewährung eines zusammengesetzten Finanzinstruments vor, das 
aus einer Schuldkomponente (dem Recht der Gegenpartei auf Barvergütung) und einer Eigenkapitalkomponente (dem 
Recht der Gegenpartei auf einen Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente anstelle von flüssigen Mitteln) besteht. Bei 
Transaktionen mit anderen Parteien als Mitarbeitern, bei denen der beizulegende Zeitwert der erhaltenen Güter und 
Dienstleistungen direkt ermittelt wird, ist die Eigenkapitalkomponente des zusammengesetzten Finanzinstruments als 
Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen und dem beizulegenden 
Zeitwert der Schuldkomponente zum Zeitpunkt des Empfangs der Güter oder Dienstleistungen anzusetzen. 
 
Bei anderen Transaktionen, einschließlich Transaktionen mit Mitarbeitern, ist der beizulegende Zeitwert des 
zusammengesetzten Finanzinstruments zum Bewertungsstichtag unter Berücksichtigung der Vertragsbedingungen zu 
bestimmen, zu denen die Rechte auf Barausgleich oder Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden. 
 
Zur Anwendung von Paragraph 36 ist zunächst der beizulegende Zeitwert der Schuldkomponente und im Anschluss daran 
der beizulegende Zeitwert der Eigenkapitalkomponente zu ermitteln – wobei zu berücksichtigen ist, dass die Gegenpartei 
beim Erhalt des Eigenkapitalinstruments ihr Recht auf Barvergütung verwirkt. Der beizulegende Zeitwert des 
zusammengesetzten Finanzinstruments entspricht der Summe der beizulegenden Zeitwerte der beiden Komponenten. 
Anteilsbasierte Vergütungen, bei denen die Gegenpartei die Form der Erfüllung frei wählen kann, sind jedoch häufig so 
 

                                                 
4 In den Paragraphen 35–43 schließen alle Verweise auf Barmittel auch andere Vermögenswerte des Unternehmens ein. 
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CASH-SETTLED SHARE-BASED PAYMENT TRANSACTIONS 
 
For cash-settled share-based payment transactions, the entity shall measure the goods or services acquired and the liability 
incurred at the fair value of the liability. Until the liability is settled, the entity shall remeasure the fair value of the liability at the 
end of each reporting period and at the date of settlement, with any changes in fair value recognised in profit or loss for the 
period. 
 
For example, an entity might grant share appreciation rights to employees as part of their remuneration package, whereby the 
employees will become entitled to a future cash payment (rather than an equity instrument), based on the increase in the entity’s 
share price from a specified level over a specified period of time. Or an entity might grant to its employees a right to 
receive a future cash payment by granting to them a right to shares (including shares to be issued upon the exercise of share 
options) that are redeemable, either mandatorily (e.g. upon cessation of employment) or at the employee’s option. 
 
 
 
The entity shall recognise the services received, and a liability to pay for those services, as the employees render service. 
For example, some share appreciation rights vest immediately, and the employees are therefore not required to complete a 
specified period of service to become entitled to the cash payment. In the absence of evidence to the contrary, the entity 
shall presume that the services rendered by the employees in exchange for the share appreciation rights have been received. 
Thus, the entity shall recognise immediately the services received and a liability to pay for them. If the share appreciation 
rights do not vest until the employees have completed a specified period of service, the entity shall recognise the services 
received, and a liability to pay for them, as the employees render service during that period. 
 
 
 
The liability shall be measured, initially and at the end of each reporting period until settled, at the fair value of the share 
appreciation rights, by applying an option pricing model, taking into account the terms and conditions on which the share 
appreciation rights were granted, and the extent to which the employees have rendered service to date. 
 
 

SHARE-BASED PAYMENT TRANSACTIONS WITH CASH ALTERNAT IVES 
 

 
For share-based payment transactions in which the terms of the arrangement provide either the entity or the counterparty 
with the choice of whether the entity settles the transaction in cash (or other assets) or by issuing equity instruments, the 
entity shall account for that transaction, or the components of that transaction, as a cash-settled share-based payment 
transaction if, and to the extent that, the entity has incurred a liability to settle in cash or other assets, or as an equity-settled 
share-based payment transaction if, and to the extent that, no such liability has been incurred. 
 
Share-based payment transactions in which the terms of the arrangement provide the counterparty with a choice of 
settlement 
 
If an entity has granted the counterparty the right to choose whether a share-based payment transaction is settled in cash or 
by issuing equity instruments, the entity has granted a compound financial instrument, which includes a debt84 component 
(i.e. the counterparty’s right to demand payment in cash) and an equity component (i.e. the counterparty’s right to demand 
settlement in equity instruments rather than in cash). For transactions with parties other than employees, in which the fair 
value of the goods or services received is measured directly, the entity shall measure the equity component of the 
compound financial instrument as the difference between the fair value of the goods or services received and the fair value 
of the debt component, at the date when the goods or services are received. 
 
 
For other transactions, including transactions with employees, the entity shall measure the fair value of the compound 
financial instrument at the measurement date, taking into account the terms and conditions on which the rights to cash or 
equity instruments were granted. 
 
To apply paragraph 36, the entity shall first measure the fair value of the debt component, and then measure the fair value 
of the equity component—taking into account that the counterparty must forfeit the right to receive cash in order to receive 
the equity instrument. The fair value of the compound financial instrument is the sum of the fair values of the two 
components. However, share-based payment transactions in which the counterparty has the choice of settlement are often 
structured so that the fair value of one settlement alternative is the same as the other. For example, the counterparty might 
 

                                                 
4 In paragraphs 35—43, all references to cash also include other assets of the entity. 
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strukturiert, dass beide Erfüllungsalternativen den gleichen beizulegenden Zeitwert haben. Die Gegenpartei könnte 
beispielsweise die Wahl zwischen dem Erhalt von Aktienoptionen oder in bar abgegoltenen Wertsteigerungsrechten haben. 
In solchen Fällen ist der beizulegende Zeitwert der Eigenkapitalkomponente gleich Null, d. h. der beizulegende Zeitwert 
des zusammengesetzten Finanzinstruments entspricht dem der Schuldkomponente. Umgekehrt ist der beizulegende 
Zeitwert der Eigenkapitalkomponente in der Regel größer als Null, wenn sich die beizulegenden Zeitwerte der 
Erfüllungsalternativen unterscheiden. In diesem Fall ist der beizulegende Zeitwert des zusammengesetzten 
Finanzinstruments größer als der beizulegende Zeitwert der Schuldkomponente. 
 
Die erhaltenen oder erworbenen Güter oder Dienstleistungen sind entsprechend ihrer Klassifizierung als Schuld- oder 
Eigenkapitalkomponente des zusammengesetzten Finanzinstruments getrennt auszuweisen. Für die Schuldkomponente sind 
zu dem Zeitpunkt, zu dem die Gegenpartei die Güter liefert oder Leistungen erbringt, die erhaltenen Güter oder 
Dienstleistungen und gleichzeitig eine Schuld zur Begleichung dieser Güter oder Dienstleistungen gemäß den für 
anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich geltenden Vorschriften (Paragraph 30–33) zu erfassen. Für die 
Eigenkapitalkomponente (falls vorhanden) sind zu dem Zeitpunkt, zu dem die Gegenpartei die Güter liefert oder 
Leistungen erbringt, die erhaltenen Güter oder Dienstleistungen und gleichzeitig eine Schuld zur Begleichung dieser Güter 
oder Dienstleistungen gemäß den für anteilsbasierte Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente geltenden 
Vorschriften (Paragraph 10–29) zu erfassen. 
 
Am Erfüllungstag ist die Schuld mit dem beizulegenden Zeitwert neu zu bewerten. Erfolgt der Ausgleich nicht in bar, 
sondern durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten, ist die Schuld als Entgelt für die ausgegebenen 
Eigenkapitalinstrumente direkt ins Eigenkapital umzubuchen. 
 
Erfolgt der Ausgleich in bar anstatt durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten, gilt die Schuld mit dieser Zahlung als 
vollständig beglichen. Alle vorher erfassten Eigenkapitalkomponenten bleiben im Eigenkapital. Durch ihre Entscheidung 
für einen Barausgleich verwirkt die Gegenpartei das Recht auf den Erhalt von Eigenkapitalinstrumenten. Diese Vorschrift 
schließt jedoch nicht die Möglichkeit einer Umbuchung innerhalb des Eigenkapitals, also eine Umbuchung von einem 
Eigenkapitalposten in einen anderen, aus. 
 
Anteilsbasierte Vergütungen mit Erfüllungswahlrecht beim Unternehmen 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen, die dem Unternehmen das vertragliche Wahlrecht einräumen, ob der Ausgleich in bar oder 
durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten erfolgen soll, hat das Unternehmen zu bestimmen, ob eine gegenwärtige 
Verpflichtung zum Barausgleich besteht, und die anteilsbasierte Vergütung entsprechend abzubilden. Eine gegenwärtige 
Verpflichtung zum Barausgleich liegt dann vor, wenn die Möglichkeit eines Ausgleichs durch Eigenkapitalinstrumente 
keinen wirtschaftlichen Gehalt hat (z. B. weil dem Unternehmen die Ausgabe von Aktien gesetzlich verboten ist) oder der 
Barausgleich eine vergangene betriebliche Praxis oder erklärte Richtlinie des Unternehmens war oder das Unternehmen im 
Allgemeinen einen Barausgleich vornimmt, wenn die Gegenpartei diese Form des Ausgleichs wünscht. 
 
Hat das Unternehmen eine gegenwärtige Verpflichtung zum Barausgleich, ist die Transaktion gemäß den Vorschriften für 
anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich (Paragraph 30–33) zu bilanzieren. 
 
Liegt eine solche Verpflichtung nicht vor, ist die Transaktion gemäß den Vorschriften für anteilsbasierte Vergütungen mit 
Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente (Paragraph 10–29) zu bilanzieren. Bei der Erfüllung kommen folgende 
Regelungen zur Anwendung: 
(a) Entscheidet sich das Unternehmen für einen Barausgleich, ist die Barvergütung mit Ausnahme der unter (c) unten 

beschriebenen Fälle als Rückkauf von Eigenkapitalanteilen, also als Abzug vom Eigenkapital, zu behandeln. 
(b) Entscheidet sich das Unternehmen für einen Ausgleich durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten, ist mit 

Ausnahme der unter (c) unten beschriebenen Fälle keine weitere Buchung erforderlich (außer ggf. eine Umbuchung 
von einem Eigenkapitalposten in einen anderen). 

(c) Wählt das Unternehmen die Form des Ausgleichs mit dem am Erfüllungstag höheren beizulegenden Zeitwert, ist ein 
zusätzlicher Aufwand für den Überschussbetrag zu erfassen, d. h. für die Differenz zwischen der Höhe der 
Barvergütung und dem beizulegenden Zeitwert der Eigenkapitalinstrumente, die sonst ausgegeben worden wären, 
bzw., je nach Sachlage, der Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der ausgegebenen Eigenkapitalinstrumente 
und dem Barbetrag, der sonst gezahlt worden wäre. 

 
ANTEILSBASIERTE VERGÜTUNGEN ZWISCHEN UNTERNEHMEN EI NER GRUPPE 

(ÄNDERUNGEN 2009) 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen zwischen Unternehmen einer Gruppe hat das Unternehmen, das die Güter oder 
Dienstleistungen erhält, diese Güter oder Leistungen in seinem Einzelabschluss als anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich 
durch Eigenkapitalinstrumente oder als anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich zu bewerten und zu diesem Zweck 
Folgendes zu prüfen: 
 

38 

IFRS 2 

39 

40 

41 

42 

43 

852 

43A 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

have the choice of receiving share options or cash-settled share appreciation rights. In such cases, the fair value of the 
equity component is zero, and hence the fair value of the compound financial instrument is the same as the fair value of the 
debt component. Conversely, if the fair values of the settlement alternatives differ, the fair value of the equity component 
usually will be greater than zero, in which case the fair value of the compound financial instrument will be greater than the 
fair value of the debt component. 
 
 
 
The entity shall account separately for the goods or services received or acquired in respect of each component of the compound 
financial instrument. For the debt component, the entity shall recognise the goods or services acquired, and a liability to pay 
for those goods or services, as the counterparty supplies goods or renders service, in accordance with the requirements applying to 
cash-settled share-based payment transactions (paragraphs 30—33). For the equity component (if any), the entity shall 
recognise the goods or services received, and an increase in equity, as the counterparty supplies goods or renders service, in 
accordance with the requirements applying to equity-settled share-based payment transactions (paragraphs 10—29). 
 
 
 
 
At the date of settlement, the entity shall remeasure the liability to its fair value. If the entity issues equity instruments on 
settlement rather than paying cash, the liability shall be transferred direct to equity, as the consideration for the equity 
instruments issued. 
 
If the entity pays in cash on settlement rather than issuing equity instruments, that payment shall be applied to settle the 
liability in full. Any equity component previously recognised shall remain within equity. By electing to receive cash on 
settlement, the counterparty forfeited the right to receive equity instruments. However, this requirement does not preclude 
the entity from recognising a transfer within equity, i.e. a transfer from one component of equity to another. 
 
 
Share-based payment transactions in which the terms of the arrangement provide the entity with a choice of settlement 
 
For a share-based payment transaction in which the terms of the arrangement provide an entity with the choice of whether to 
settle in cash or by issuing equity instruments, the entity shall determine whether it has a present obligation to settle in cash and 
account for the share-based payment transaction accordingly. The entity has a present obligation to settle in cash if the 
choice of settlement in equity instruments has no commercial substance (e.g. because the entity is legally prohibited from 
issuing shares), or the entity has a past practice or a stated policy of settling in cash, or generally settles in cash whenever 
the counterparty asks for cash settlement. 
 
 
If the entity has a present obligation to settle in cash, it shall account for the transaction in accordance with the requirements 
applying to cash-settled share-based payment transactions, in paragraphs 30—33. 
 
If no such obligation exists, the entity shall account for the transaction in accordance with the requirements applying to 
equity-settled share-based payment transactions, in paragraphs 10—29. Upon settlement: 
(a) if the entity elects to settle in cash, the cash payment shall be accounted for as the repurchase of an equity interest, i.e. as 

a deduction from equity, except as noted in (c) below; 
(b) if the entity elects to settle by issuing equity instruments, no further accounting is required (other than a transfer from 

one component of equity to another, if necessary), except as noted in (c) below; 
(c) if the entity elects the settlement alternative with the higher fair value, as at the date of settlement, the entity shall 

recognise an additional expense for the excess value given, i.e. the difference between the cash paid and the fair value 
of the equity instruments that would otherwise have been issued, or the difference between the fair value of the equity 
instruments issued and the amount of cash that would otherwise have been paid, whichever is applicable. 

 
 
 
 

SHARE-BASED PAYMENT TRANSACTIONS AMONG GROUP ENTITI ES 
(2009 AMENDMENTS) 

 
For share-based payment transactions among group entities, in its separate or individual financial statements, the entity 
receiving the goods or services shall measure the goods or services received as either an equity-settled or a cash-settled share-
based payment transaction by assessing: 
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(a) die Art der gewährten Prämien und 
(b) seine eigenen Rechte und Pflichten. 
Das Unternehmen, das die Güter oder Dienstleistungen erhält, kann einen anderen Betrag erfassen als die Unternehmensgruppe 
in ihrem Konzernabschluss oder ein anderes Unternehmen der Gruppe, die bzw. das bei der anteilsbasierten Vergütung den 
Ausgleich vornimmt. 
 
Das Unternehmen, das die Güter oder Dienstleistungen erhält, hat diese als anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch 
Eigenkapitalinstrumente zu bewerten, wenn 
(a) es sich bei den gewährten Prämien um seine eigenen Eigenkapitalinstrumente handelt oder 
(b) das Unternehmen nicht dazu verpflichtet ist, bei der anteilsbasierten Vergütung den Ausgleich vorzunehmen. 
Gemäß den Paragraphen 19-21 muss ein Unternehmen eine solche anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch 
Eigenkapitalinstrumente in der Folge nur dann neu bewerten, wenn sich die marktbedingungsunabhängigen Aus-
übungsbedingungen geändert haben. In allen anderen Fällen hat das Unternehmen, das die Güter oder Dienstleistungen erhält, 
diese als anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich zu bewerten. 
 
Das Unternehmen, das bei einer anteilsbasierten Vergütung den Ausgleich vornimmt, während ein anderes Unternehmen der 
Gruppe die Güter oder Dienstleistungen erhält, hat diese Transaktion nur dann als anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich 
durch Eigenkapitalinstrumente zu erfassen, wenn der Ausgleich mit seinen eigenen Eigenkapitalinstrumenten erfolgt. In allen 
anderen Fällen ist die Transaktion als anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich zu erfassen. 
 
Bestimmte gruppeninterne Transaktionen sind mit Rückzahlungsvereinbarungen verbunden, die ein Unternehmen der Gruppe 
dazu verpflichten, ein anderes Unternehmen der Gruppe dafür zu bezahlen, dass es den Lieferanten der Güter oder Leistungen 
anteilsbasierte Vergütungen zur Verfügung gestellt hat. In einem solchen Fall hat das Unternehmen, das die Güter oder 
Leistungen erhält, die anteilsbasierte Vergütung ungeachtet etwaiger gruppeninterner Rückzahlungsvereinbarungen gemäß 
Paragraph 43B zu bilanzieren. 
 

ANGABEN 
 
Ein Unternehmen hat Informationen anzugeben, die Art und Ausmaß der in der Berichtsperiode bestehenden 
anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen für den Abschlussadressaten nachvollziehbar machen. 
 
Um dem Grundsatz in Paragraph 44 Rechnung zu tragen, sind mindestens folgende Angaben erforderlich: 
(a) eine Beschreibung der einzelnen Arten von anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen, die während der 

Berichtsperiode in Kraft waren, einschließlich der allgemeinen Vertragsbedingungen jeder Vereinbarung, wie 
Ausübungsbedingungen, maximale Anzahl gewährter Optionen und Form des Ausgleichs (ob in bar oder durch 
Eigenkapitalinstrumente). Ein Unternehmen mit substanziell ähnlichen Arten von anteilsbasierten 
Vergütungsvereinbarungen kann diese Angaben zusammenfassen, soweit zur Erfüllung des Grundsatzes in Paragraph 
44 keine gesonderte Darstellung der einzelnen Vereinbarungen notwendig ist; 

(b) Anzahl und gewichteter Durchschnitt der Ausübungspreise der Aktienoptionen für jede der folgenden Gruppen von 
Optionen: 
(i) zu Beginn der Berichtsperiode ausstehende Optionen; 
(ii) in der Berichtsperiode gewährte Optionen; 
(iii) in der Berichtsperiode verwirkte Optionen; 
(iv) in der Berichtsperiode ausgeübte Optionen; 
(v) in der Berichtsperiode verfallene Optionen; 
(vi) am Ende der Berichtsperiode ausstehende Optionen; und 
(vii) am Ende der Berichtsperiode ausübbare Optionen; 

(c) bei in der Berichtsperiode ausgeübten Optionen der gewichtete Durchschnittsaktienkurs am Tag der Ausübung. Wurden 
die Optionen während der Berichtsperiode regelmäßig ausgeübt, kann stattdessen der gewichtete Durchschnittsaktienkurs der 
Berichtsperiode herangezogen werden; 

(d) für die am Ende der Berichtsperiode ausstehenden Optionen die Bandbreite an Ausübungspreisen und der gewichtete 
Durchschnitt der restlichen Vertragslaufzeit. Ist die Bandbreite der Ausübungspreise sehr groß, sind die ausstehenden 
Optionen in Bereiche zu unterteilen, die zur Beurteilung der Anzahl und des Zeitpunktes der möglichen Ausgabe 
zusätzlicher Aktien und des bei Ausübung dieser Optionen realisierbaren Barbetrags geeignet sind. 

 
Ein Unternehmen hat Informationen anzugeben, die den Abschlussadressaten deutlich machen, wie der beizulegende Zeitwert 
der erhaltenen Güter oder Dienstleistungen oder der beizulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente in der 
Berichtsperiode bestimmt wurde. 
 
Wurde der beizulegende Zeitwert der im Austausch für Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens erhaltenen Güter oder 
Dienstleistungen indirekt unter Bezugnahme auf den beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
bemessen, hat das Unternehmen zur Erfüllung des Grundsatzes in Paragraph 46 mindestens folgende Angaben zu machen: 
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(a) the nature of the awards granted, and 
(b) its own rights and obligations. 
The amount recognised by the entity receiving the goods or services may differ from the amount recognised by the 
consolidated group or by another group entity settling the share-based payment transaction. 
 
 
The entity receiving the goods or services shall measure the goods or services received as an equity-settled share-based 
payment transaction when: 
(a) the awards granted are its own equity instruments, or 
(b) the entity has no obligation to settle the share-based payment transaction. 
The entity shall subsequently remeasure such an equity-settled share-based payment transaction only for changes in non-market 
vesting conditions in accordance with paragraphs 19–21. In all other circumstances, the entity receiving the goods or services 
shall measure the goods or services received as a cash-settled share-based payment transaction. 
 
 
The entity settling a share-based payment transaction when another entity in the group receives the goods or services shall 
recognise the transaction as an equity-settled share-based payment transaction only if it is settled in the entity’s own equity 
instruments. Otherwise, the transaction shall be recognised as a cash-settled share-based payment transaction. 
 
 
Some group transactions involve repayment arrangements that require one group entity to pay another group entity for the 
provision of the share-based payments to the suppliers of goods or services. In such cases, the entity that receives the goods or 
services shall account for the share-based payment transaction in accordance with paragraph 43B regardless of intragroup 
repayment arrangements. 
 
 

DISCLOSURES 
 
An entity shall disclose information that enables users of the financial statements to understand the nature and extent of 
share-based payment arrangements that existed during the period. 
 
To give effect to the principle in paragraph 44, the entity shall disclose at least the following: 
(a) a description of each type of share-based payment arrangement that existed at any time during the period, including the 

general terms and conditions of each arrangement, such as vesting requirements, the maximum term of options granted, 
and the method of settlement (e.g. whether in cash or equity). An entity with substantially similar types of share-based 
payment arrangements may aggregate this information, unless separate disclosure of each arrangement is necessary to 
satisfy the principle in paragraph 44; 

(b) the number and weighted average exercise prices of share options for each of the following groups of options: 
(i) outstanding at the beginning of the period; 
(ii) granted during the period; 
(iii) forfeited during the period; 
(iv) exercised during the period; 
(v) expired during the period; 
(vi) outstanding at the end of the period; and 
(vii) exercisable at the end of the period; 

(c) for share options exercised during the period, the weighted average share price at the date of exercise. If options were 
exercised on a regular basis throughout the period, the entity may instead disclose the weighted average share price 
during the period; 

(d) for share options outstanding at the end of the period, the range of exercise prices and weighted average remaining 
contractual life. If the range of exercise prices is wide, the outstanding options shall be divided into ranges that are 
meaningful for assessing the number and timing of additional shares that may be issued and the cash that may be received 
upon exercise of those options. 

 
 
 
An entity shall disclose information that enables users of the financial statements to understand how the fair value of the 
goods or services received, or the fair value of the equity instruments granted, during the period was determined. 
 
 
If the entity has measured the fair value of goods or services received as consideration for equity instruments of the entity 
indirectly, by reference to the fair value of the equity instruments granted, to give effect to the principle in paragraph 46, the 
entity shall disclose at least the following: 
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(a) für in der Berichtsperiode gewährte Aktienoptionen der gewichtete Durchschnitt der beizulegenden Zeitwerte dieser 
Optionen am Bewertungsstichtag sowie Angaben darüber, wie dieser beizulegende Zeitwert ermittelt wurde, 
einschließlich: 
(i) das verwendete Optionspreismodell und die in dieses Modell einfließenden Daten, einschließlich gewichteter 

Durchschnittsaktienkurs, Ausübungspreis, erwartete Volatilität, Laufzeit der Option, erwartete Dividenden, 
risikoloser Zinssatz und andere in das Modell einfließende Parameter, einschließlich verwendete Methode und die 
zugrunde gelegten Annahmen zur Berücksichtigung der Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung; 

(ii) wie die erwartete Volatilität bestimmt wurde. Hierzu gehören auch erläuternde Angaben, inwieweit die erwartete 
Volatilität auf der historischen Volatilität beruht; und 

 (iii) ob und auf welche Weise andere Ausstattungsmerkmale der Optionsgewährung, wie z. B. eine Marktbedingung, in 
die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts einbezogen wurden; 

(b) für andere in der Berichtsperiode gewährte Eigenkapitalinstrumente (keine Aktienoptionen) die Anzahl und der 
gewichtete Durchschnitt der beizulegenden Zeitwerte dieser Eigenkapitalinstrumente am Bewertungsstichtag sowie 
Angaben darüber, wie dieser beizulegende Zeitwert ermittelt wurde, einschließlich: 
(i) wenn der beizulegende Zeitwert nicht anhand eines beobachtbaren Marktpreises ermittelt wurde, auf welche 

Weise er bestimmt wurde; 
(ii) ob und auf welche Weise erwartete Dividenden bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts berücksichtigt 

wurden; und 
(iii) ob und auf welche Weise andere Ausstattungsmerkmale der gewährten Eigenkapitalinstrumente in die Bestimmung 

des beizulegenden Zeitwerts eingeflossen sind; 
(c) für anteilsbasierte Vergütungen, die in der Berichtsperiode geändert wurden: 

(i) eine Erklärung, warum diese Änderungen vorgenommen wurden; 
(ii) der zusätzliche beizulegende Zeitwert, der (infolge dieser Änderungen) gewährt wurde; und 
(iii) ggf. Angaben darüber, wie der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert unter Beachtung der Vorschriften von 

(a) und (b) oben bestimmt wurde. 
 
Wurden die in der Berichtsperiode erhaltenen Güter oder Dienstleistungen direkt zum beizulegenden Zeitwert angesetzt, ist 
anzugeben, wie der beizulegende Zeitwert bestimmt wurde, d. h. ob er anhand eines Marktpreises für die betreffenden Güter 
oder Dienstleistungen ermittelt wurde. 
 
Hat das Unternehmen die Vermutung in Paragraph 13 widerlegt, hat es diese Tatsache anzugeben und zu begründen, warum 
es zu einer Widerlegung dieser Vermutung kam. 
 
Ein Unternehmen hat Informationen anzugeben, die den Abschlussadressaten die Auswirkungen anteilsbasierter 
Vergütungen auf das Periodenergebnis und die Vermögens- und Finanzlage des Unternehmens verständlich machen. 
 
Um dem Grundsatz in Paragraph 50 Rechnung zu tragen, sind mindestens folgende Angaben erforderlich: 
(a) der in der Berichtsperiode erfasste Gesamtaufwand für anteilsbasierte Vergütungen, bei denen die erhaltenen Güter 

oder Dienstleistungen nicht für eine Erfassung als Vermögenswert in Betracht kamen und daher sofort 
aufwandswirksam verbucht wurden. Dabei ist der Anteil am Gesamtaufwand, der auf anteilsbasierte Vergütungen mit 
Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente entfällt, gesondert auszuweisen; 

(b) für Schulden aus anteilsbasierten Vergütungen: 
(i) der Gesamtbuchwert am Ende der Berichtsperiode und 
(ii) der gesamte innere Wert der Schulden am Ende der Berichtsperiode, bei denen das Recht der Gegenpartei auf 

Erhalt von flüssigen Mitteln oder anderen Vermögenswerten zum Ende der Berichtsperiode ausübbar war (z. B. 
ausübbare Wertsteigerungsrechte). 

 
Sind die Angabepflichten dieses IFRS zur Erfüllung der Grundsätze in den Paragraphen 44, 46 und 50 nicht ausreichend, 
hat das Unternehmen zusätzliche Angaben zu machen, die zu einer Erfüllung dieser Grundsätze führen. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente ist dieser IFRS auf Aktien, Aktienoptionen und 
andere Eigenkapitalinstrumente anzuwenden, die nach dem 7. November 2002 gewährt wurden und zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses IFRS noch nicht ausübbar waren. 
 
Es wird empfohlen, aber nicht vorgeschrieben, diesen IFRS auf andere gewährte Eigenkapitalinstrumente anzuwenden, 
sofern das Unternehmen den am Bewertungsstichtag bestimmten beizulegenden Zeitwert dieser Eigenkapitalinstrumente 
veröffentlicht hat. 
 
Bei allen gewährten Eigenkapitalinstrumenten, auf die dieser IFRS angewendet wird, ist eine Anpassung der 
Vergleichsinformationen und ggf. des Eröffnungsbilanzwerts der Gewinnrücklagen für die früheste dargestellte 
Berichtsperiode vorzunehmen. 
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(a) for share options granted during the period, the weighted average fair value of those options at the measurement date 
and information on how that fair value was measured, including: 
(i) the option pricing model used and the inputs to that model, including the weighted average share price, exercise 

price, expected volatility, option life, expected dividends, the risk-free interest rate and any other inputs to the 
model, including the method used and the assumptions made to incorporate the effects of expected early exercise; 

(ii) how expected volatility was determined, including an explanation of the extent to which expected volatility was 
based on historical volatility; and 

(iii) whether and how any other features of the option grant were incorporated into the measurement of fair value, such 
as a market condition; 

(b) for other equity instruments granted during the period (i.e. other than share options), the number and weighted average 
fair value of those equity instruments at the measurement date, and information on how that fair value was measured, 
including: 
(i) if fair value was not measured on the basis of an observable market price, how it was determined; 
(ii) whether and how expected dividends were incorporated into the measurement of fair value; and 
(iii) whether and how any other features of the equity instruments granted were incorporated into the measurement of 

fair value; 
(c) for share-based payment arrangements that were modified during the period: 

(i) an explanation of those modifications; 
(ii) the incremental fair value granted (as a result of those modifications); and 
(iii) information on how the incremental fair value granted was measured, consistently with the requirements set out in 

(a) and (b) above, where applicable. 
 
 
 
 
 
If the entity has measured directly the fair value of goods or services received during the period, the entity shall disclose 
how that fair value was determined, e.g. whether fair value was measured at a market price for those goods or services. 
 
 
If the entity has rebutted the presumption in paragraph 13, it shall disclose that fact, and give an explanation of why the 
presumption was rebutted. 
 
An entity shall disclose information that enables users of the financial statements to understand the effect of share-based 
payment transactions on the entity’s profit or loss for the period and on its financial position. 
 
To give effect to the principle in paragraph 50, the entity shall disclose at least the following: 
(a) the total expense recognised for the period arising from share-based payment transactions in which the goods or services 

received did not qualify for recognition as assets and hence were recognised immediately as an expense, including separate 
disclosure of that portion of the total expense that arises from transactions accounted for as equity-settled share-based 
payment transactions; 

(b) for liabilities arising from share-based payment transactions: 
(i) the total carrying amount at the end of the period; and 
(ii) the total intrinsic value at the end of the period of liabilities for which the counterparty’s right to cash or other assets 

had vested by the end of the period (e.g. vested share appreciation rights). 
 
 
If the information required to be disclosed by this IFRS does not satisfy the principles in paragraphs 44, 46 and 50, the entity 
shall disclose such additional information as is necessary to satisfy them. 
 

TRANSITIONAL PROVISIONS 
 
For equity-settled share-based payment transactions, the entity shall apply this IFRS to grants of shares, share options or 
other equity instruments that were granted after 7 November 2002 and had not yet vested at the effective date of this IFRS. 
 
 
The entity is encouraged, but not required, to apply this IFRS to other grants of equity instruments if the entity has disclosed 
publicly the fair value of those equity instruments, determined at the measurement date. 
 
 
For all grants of equity instruments to which this IFRS is applied, the entity shall restate comparative information and, where 
applicable, adjust the opening balance of retained earnings for the earliest period presented. 
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Alle gewährten Eigenkapitalinstrumente, auf die dieser IFRS keine Anwendung findet (also alle bis einschließlich 7. 
November 2002 zugeteilten Eigenkapitalinstrumente), unterliegen dennoch den Angabepflichten gemäß Paragraph 44 und 
45. 
 
Ändert ein Unternehmen nach Inkrafttreten dieses IFRS die Vertragsbedingungen für gewährte Eigenkapitalinstrumente, 
auf die dieser IFRS nicht angewendet worden ist, sind dennoch für die Bilanzierung derartiger Änderungen die Paragraphen 
26–29 maßgeblich. 
 
Der IFRS ist rückwirkend auf Schulden aus anteilsbasierten Vergütungen anzuwenden, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
dieses IFRS bestanden. Für diese Schulden ist eine Anpassung der Vergleichsinformationen vorzunehmen. Hierzu gehört 
auch eine Anpassung des Eröffnungsbilanzwerts der Gewinnrücklagen in der frühesten dargestellten Berichtsperiode, für 
die die Vergleichsinformationen angepasst worden sind. Eine Pflicht zur Anpassung der Vergleichsinformationen besteht 
allerdings nicht für Informationen, die sich auf eine Berichtsperiode oder einen Tag vor dem 7. November 2002 beziehen. 
 
Es wird empfohlen, aber nicht vorgeschrieben, den IFRS rückwirkend auf andere Schulden aus anteilsbasierten 
Vergütungen anzuwenden, wie beispielsweise auf Schulden, die in einer Berichtsperiode beglichen wurden, für die 
Vergleichsinformationen aufgeführt sind. 
 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 
 
Dieser IFRS ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2005 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen den IFRS für Berichtsperioden anwendet, 
die vor dem 1. Januar 2005 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
IFRS 3 (überarbeitet 2008) und die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 ändern Paragraph 5 ab. Diese Änderungen 
sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahrs anzuwenden. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen IFRS 3 (geändert 2008) auf eine frühere Periode anwendet, 
sind auch diese Änderungen entsprechend für diese frühere Periode anzuwenden. 
 
Die folgenden Änderungen sind rückwirkend in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach 
beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden: 
(a) die Vorschriften in Paragraph 21A hinsichtlich der Behandlung von Nicht-Ausübungsbedingungen; 
(b) die in Anhang A überarbeiteten Definitionen von ‚ausübbar werden‘ und ‚Ausübungsbedingungen‘; 
(c) die Änderungen in den Paragraphen 28 und 28A hinsichtlich Annullierungen. 
Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen diese Änderungen für eine Periode anwendet, die vor dem 1. 
Januar 2009 beginnt, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
Die nachstehend aufgeführten Änderungen, die mit Anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich innerhalb einer Unter-
nehmensgruppe vom Juni 2009 vorgenommen wurden, sind vorbehaltlich der Übergangsvorschriften der Paragraphen 53–59 
gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler 
rückwirkend auf Berichtsperioden eines am oder nach dem 1. Januar 2010 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden: 
(a) In Bezug auf die Bilanzierung von Transaktionen zwischen Unternehmen einer Gruppe die Änderung des Paragraphen 2, 

die Streichung des Paragraphen 3 und die Anfügung der Paragraphen 3A und 43A–43D sowie der Paragraphen B45, B47, 
B50, B54, B56–B58 und B60 in Anhang B. 

(b) Die geänderten Definitionen der folgenden Begriffe in Anhang A: 
– anteilsbasierte Vergütung mit Barausgleich, 
– anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente, 
– anteilsbasierte Vergütungsvereinbarung und 
– anteilsbasierte Vergütung. 

Sind die für eine rückwirkende Anwendung notwendigen Informationen nicht verfügbar, hat das Unternehmen in seinem 
Einzelabschluss die zuvor im Konzernabschluss erfassten Beträge zu übernehmen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. 
Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine vor dem 1. Januar 2010 beginnende Berichtsperiode an, so hat es dies 
anzugeben. 
 

RÜCKNAHME VON INTERPRETATIONEN 
 

Anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich innerhalb einer Unternehmensgruppe vom Juni 2009 ersetzt IFRIC 8 An-
wendungsbereich von IFRS 2 und IFRIC 11 IFRS 2 – Geschäfte mit eigenen Aktien und Aktien von Konzernunternehmen. 
Mit den darin enthaltenen Änderungen werden die nachstehend genannten, früheren Anforderungen aus IFRIC 8 und IFRIC 11 
übernommen: 
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For all grants of equity instruments to which this IFRS has not been applied (e.g. equity instruments granted on or before 7 
November 2002), the entity shall nevertheless disclose the information required by paragraphs 44 and 45. 
 
 
If, after the IFRS becomes effective, an entity modifies the terms or conditions of a grant of equity instruments to which this 
IFRS has not been applied, the entity shall nevertheless apply paragraphs 26—29 to account for any such modifications. 
 
 
For liabilities arising from share-based payment transactions existing at the effective date of this IFRS, the entity shall 
apply the IFRS retrospectively. For these liabilities, the entity shall restate comparative information, including adjusting the 
opening balance of retained earnings in the earliest period presented for which comparative information has been restated, 
except that the entity is not required to restate comparative information to the extent that the information relates to a period or 
date that is earlier than 7 November 2002. 
 
The entity is encouraged, but not required, to apply retrospectively the IFRS to other liabilities arising from share-based 
payment transactions, for example, to liabilities that were settled during a period for which comparative information is 
presented. 
 

EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this IFRS for annual periods beginning on or after 1 January 2005. Earlier application is encouraged. 
If an entity applies the IFRS for a period beginning before 1 January 2005, it shall disclose that fact. 
 
 
IFRS 3 (as revised in 2008) and Improvements to IFRSs issued in April 2009 amended paragraph 5. An entity shall apply 
those amendments for annual periods beginning on or after 1 July 2009. Earlier application is permitted. If an entity applies 
IFRS 3 (revised 2008) for an earlier period, the amendments shall also be applied for that earlier period. 
 
 
An entity shall apply the following amendments retrospectively in annual periods beginning on or after 1 January 2009: 
(a) the requirements in paragraph 21A in respect of the treatment of non-vesting conditions; 
(b) the revised definitions of “vest” and “vesting conditions” in Appendix A; 
(c) the amendments in paragraphs 28 and 28A in respect of cancellations. 
Earlier application is permitted. If an entity applies these amendments for a period beginning before 1 January 2009, it shall 
disclose that fact. 
 
 
An entity shall apply the following amendments made by Group Cash-settled Share-based Payment Transactions issued in 
June 2009 retrospectively, subject to the transitional provisions in paragraphs 53–59, in accordance with IAS 8 Accounting 
Policies, Changes in Accounting Estimates and Errors for annual periods beginning on or after 1 January 2010: 
(a) the amendment of paragraph 2, the deletion of paragraph 3 and the addition of paragraphs 3A and 43A–43D and of 

paragraphs B45, B47, B50, B54, B56–B58 and B60 in Appendix B in respect of the accounting for transactions among 
group entities. 

(b) the revised definitions in Appendix A of the following terms: 
— cash-settled share-based payment transaction, 
— equity-settled share-based payment transaction, 
— share-based payment arrangement, and 
— share-based payment transaction. 

If the information necessary for retrospective application is not available, an entity shall reflect in its separate or individual 
financial statements the amounts previously recognised in the group’s consolidated financial statements. Earlier application is 
permitted. If an entity applies the amendments for a period beginning before 1 January 2010, it shall disclose that fact. 
 
 
 

WITHDRAWAL OF INTERPRETATIONS 
 
Group Cash-settled Share-based Payment Transactions issued in June 2009 supersedes IFRIC 8 Scope of IFRS 2 and IFRIC 11 
IFRS 2 — Group and Treasury Share Transactions. The amendments made by that document incorporated the previous 
requirements set out in IFRIC 8 and IFRIC 11 as follows: 
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(a) In Bezug auf die Bilanzierung von Transaktionen, bei denen das Unternehmen nicht alle oder keine/s der erhaltenen Güter 
oder Leistungen speziell identifizieren kann, die Änderung des Paragraphen 2 und die Anfügung des Paragraphen 13A. 
Die dazugehörigen Anforderungen waren erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. Mai 2006 
beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. 

(b) In Bezug auf die Bilanzierung von Transaktionen zwischen Unternehmen der Gruppe die Anfügung der Paragraphen B46, 
B48, B49, B51–B53, B55, B59 und B61 in Anhang B. Die dazugehörigen Anforderungen waren erstmals in der ersten 
Berichtsperiode eines am oder nach dem 1. März 2007 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. 

Diese Anforderungen wurden vorbehaltlich der Übergangsvorschriften des IFRS 2 gemäß IAS 8 rückwirkend angewandt. 
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(a) amended paragraph 2 and added paragraph 13A in respect of the accounting for transactions in which the entity cannot 
identify specifically some or all of the goods or services received. Those requirements were effective for annual periods 
beginning on or after 1 May 2006. 

(b) added paragraphs B46, B48, B49, B51–B53, B55, B59 and B61 in Appendix B in respect of the accounting for 
transactions among group entities. Those requirements were effective for annual periods beginning on or after 1 March 
2007. 

Those requirements were applied retrospectively in accordance with the requirements of IAS 8, subject to the transitional 
provisions of IFRS 2. 
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Anhang A 
 

Definitionen 
 
 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des IFRS. 
 
Anteilsbasierte Vergütung mit 
Barausgleich 

Eine anteilsbasierte Vergütung, bei der das Unternehmen Güter oder Leistungen 
erhält und im Gegenzug die Verpflichtung eingeht, dem Lieferanten dieser Güter 
oder Leistungen Zahlungsmittel oder andere Vermögenswerte zu übertragen, deren 
Höhe vom Kurs (oder Wert) der Eigenkapitalinstrumente (einschließlich Aktien 
oder Aktienoptionen) des Unternehmens oder eines anderen Unternehmens der 
Gruppe abhängt. 

  
Mitarbeiter und andere, die 
ähnliche Leistungen erbringen 

Personen, die persönliche Leistungen für das Unternehmen erbringen und die (a) 
rechtlich oder steuerlich als Mitarbeiter gelten, (b) für das Unternehmen auf dessen 
Anweisung tätig sind wie Personen, die rechtlich oder steuerlich als Mitarbeiter 
gelten, oder (c) ähnliche Leistungen wie Mitarbeiter erbringen. Der Begriff 
umfasst beispielsweise das gesamte Management, d. h. alle Personen, die für die 
Planung, Leitung und Überwachung der Tätigkeiten des Unternehmens zuständig 
und verantwortlich sind, einschließlich Non-Executive Directors. 

  
 
Eigenkapitalinstrument 

 
Ein Vertrag, der einen Residualanspruch an den Vermögenswerten nach Abzug 
aller dazugehörigen Schulden begründet.9

5 
  
gewährtes Eigenkapitalinstrument Das vom Unternehmen im Rahmen einer anteilsbasierten Vergütung übertragene 

(bedingte oder uneingeschränkte) Recht an einem Eigenkapitalinstrument des 
Unternehmens. 

  
Anteilsbasierte Vergütung mit 
Ausgleich durch Eigenkapital-
instrumente 

Eine anteilsbasierte Vergütung, bei der das Unternehmen 
(a) Güter oder Leistungen erhält und im Gegenzug eigene Eigenkapital-

instrumente (einschließlich Aktien oder Aktienoptionen) hingibt, oder 
(b) Güter oder Leistungen erhält, aber nicht dazu verpflichtet ist, beim Lieferanten 

den Ausgleich vorzunehmen. 
  
Beizulegender Zeitwert Der Betrag, zu dem zwischen sachverständigen, vertragswilligen und voneinander 

unabhängigen Geschäftspartnern unter marktüblichen Bedingungen ein 
Vermögenswert getauscht, eine Schuld beglichen oder ein gewährtes 
Eigenkapitalinstrument getauscht werden könnte. 

  
Tag der Gewährung Tag, an dem das Unternehmen und eine andere Partei (einschließlich ein Mitarbeiter) 

eine anteilsbasierte Vergütungsvereinbarung treffen, worunter der Zeitpunkt zu 
verstehen ist, zu dem das Unternehmen und die Gegenpartei ein gemeinsames 
Verständnis über die Vertragsbedingungen der Vereinbarung erlangt haben. Am 
Tag der Gewährung verleiht das Unternehmen der Gegenpartei das Recht auf den 
Erhalt von flüssigen Mitteln, anderen Vermögenswerten oder Eigenkapi-
talinstrumenten des Unternehmens, das ggf. an die Erfüllung bestimmter 
Ausübungsbedingungen geknüpft ist. Unterliegt diese Vereinbarung einem 
Genehmigungsverfahren (z. B. durch die Eigentümer), entspricht der Tag der 
Gewährung dem Tag, an dem die Genehmigung erteilt wurde. 

  
Innerer Wert Die Differenz zwischen dem beizulegenden Zeitwert der Aktien, zu deren 

Zeichnung oder Erhalt die Gegenpartei (bedingt oder uneingeschränkt) berechtigt 
ist, und (gegebenenfalls) dem von der Gegenpartei für diese Aktien zu entrichtenden 
Betrag. Beispielsweise hat eine Aktienoption mit einem Ausübungspreis von WE 
1510

6 bei einer Aktie mit einem beizulegenden Zeitwert von WE 20 einen inneren 
Wert von WE 5. 

                                                 
5 Im Rahmenkonzept ist eine Schuld definiert als eine gegenwärtige Verpflichtung des Unternehmens, die aus Ereignissen der 

Vergangenheit entsteht und deren Erfüllung für das Unternehmen erwartungsgemäß mit einem Abfluss von Ressourcen mit 
wirtschaftlichem Nutzen verbunden ist (z. B. einem Abfluss von Zahlungsmitteln oder anderen Vermögenswerten). 

6 In diesem Anhang werden Geldbeträge in „Währungseinheiten“ (WE) angegeben. 
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Appendix A 
 

Defined terms 
 

 
This appendix is an integral part of the IFRS. 
 
Cash-settled share-based payment 
transaction 

A share-based payment transaction in which the entity acquires goods or 
services by incurring a liability to transfer cash or other assets to the supplier of 
those goods or services for amounts that are based on the price (or value) of equity 
instruments (including shares or share options) of the entity or another group 
entity. 

  
 
Employees and others providing 
similar services 

 
Individuals who render personal services to the entity and either (a) the 
individuals are regarded as employees for legal or tax purposes, (b) the 
individuals work for the entity under its direction in the same way as individuals 
who are regarded as employees for legal or tax purposes, or (c) the services 
rendered are similar to those rendered by employees. For example, the term 
encompasses all management personnel, i.e. those persons having authority and 
responsibility for planning, directing and controlling the activities of the entity, 
including non-executive directors. 

  
Equity instrument A contract that evidences a residual interest in the assets of an entity after 

deducting all of its liabilities11

5. 
  
Equity instrument granted The right (conditional or unconditional) to an equity instrument of the entity 

conferred by the entity on another party, under a share-based payment 
arrangement. 

  
Equity-settled share-based 
payment transaction 

A share-based payment transaction in which the entity 
(a) receives goods or services as consideration for its own equity instruments 

(including shares or share options), or 
(b) receives goods or services but has no obligation to settle the transaction with 

the supplier. 
  
Fair value The amount for which an asset could be exchanged, a liability settled, or an 

equity instrument granted could be exchanged, between knowledgeable, willing 
parties in an arm’s length transaction. 

  
 
Grant date 

 
The date at which the entity and another party (including an employee) agree to 
a share-based payment arrangement, being when the entity and the counterparty 
have a shared understanding of the terms and conditions of the arrangement. At 
grant date the entity confers on the counterparty the right to cash, other assets, or 
equity instruments of the entity, provided the specified vesting conditions, if any, 
are met. If that agreement is subject to an approval process (for example, by 
shareholders), grant date is the date when that approval is obtained. 

  
 
 
 
Intrinsic value 

 
 
 
The difference between the fair value of the shares to which the counterparty has 
the (conditional or unconditional) right to subscribe or which it has the right to 
receive, and the price (if any) the counterparty is (or will be) required to pay for 
those shares. For example, a share option with an exercise price of CU1512

6, on a 
share with a fair value of CU20, has an intrinsic value of CU5. 

  
 

                                                 
5 The Framework defines a liability as a present obligation of the entity arising from past events, the settlement of which is expected to 

result in an outflow from the entity of resources embodying economic benefits (i.e. an outflow of cash or other assets of the entity). 
6 In this appendix, monetary amounts are denominated in ‘currency units’ (CU). 
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Marktbedingung Eine Bedingung für den Ausübungspreis, den Übergang des Rechtsanspruchs an 

oder die Ausübungsmöglichkeit von Eigenkapitalinstrumenten, die mit dem 
Marktpreis der Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens in Zusammenhang 
stehen, wie beispielsweise die Erzielung eines bestimmten Aktienkurses oder eines 
bestimmten inneren Werts einer Aktienoption oder die Erreichung eines 
bestimmten Erfolgsziels, das auf dem Marktkurs der Eigenkapitalinstrumente des 
Unternehmens gegenüber einem Index von Marktpreisen der 
Eigenkapitalinstrumente anderer Unternehmen basiert. 

  
Bewertungsstichtag Tag, an dem der beizulegende Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente 

für die Zwecke dieses Standards bestimmt wird. Bei Transaktionen mit 
Mitarbeitern und anderen, die ähnliche Leistungen erbringen, ist der 
Bewertungsstichtag der Tag der Gewährung. Bei Transaktionen mit anderen 
Parteien als Mitarbeitern (und Personen, die ähnliche Leistungen erbringen) ist der 
Bewertungsstichtag der Tag, an dem das Unternehmen die Güter erhält oder die 
Gegenpartei die Leistungen erbringt. 

  
Reload-Eigenschaft Ausstattungsmerkmal, das eine automatische Gewährung zusätzlicher 

Aktienoptionen vorsieht, wenn der Optionsinhaber bei der Ausübung vorher 
gewährter Optionen den Ausübungspreis mit den Aktien des Unternehmens und 
nicht in bar begleicht. 

  
Reload-Option Eine neue Aktienoption, die gewährt wird, wenn der Ausübungspreis einer 

früheren Aktienoption mit einer Aktie beglichen wird. 
  
anteilsbasierte 
Vergütungsvereinbarung 

Eine Vereinbarung zwischen dem Unternehmen (oder einem anderen Unternehmen 
der Gruppe713 oder einem Anteilseigner eines Unternehmens der Gruppe) und einer 
anderen Partei (einschließlich eines Mitarbeiters), die Letztere – ggf. unter dem 
Vorbehalt der Erfüllung bestimmter Ausübungsbedingungen – dazu berechtigt, 
(a) Zahlungsmittel oder andere Vermögenswerte des Unternehmens zu erhalten, 

deren Höhe vom Kurs (oder Wert) der Eigenkapitalinstrumente (einschließlich 
Aktien oder Aktienoptionen) des Unternehmens oder eines anderen 
Unternehmens der Gruppe abhängt, oder 

(b) Eigenkapitalinstrumente (einschließlich Aktien oder Aktienoptionen) 
des Unternehmens oder eines anderen Unternehmens der Gruppe zu erhalten. 

  
anteilsbasierte Vergütung Eine Transaktion, bei der das Unternehmen 

(a) im Rahmen einer anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung von einem 
Lieferanten (einschließlich eines Mitarbeiters) Güter oder Leistungen erhält, 
oder 

(b) die Verpflichtung eingeht, im Rahmen einer anteilsbasierten 
Vergütungsvereinbarung beim Lieferanten den Ausgleich für die Transaktion 
vorzunehmen, ein anderes Unternehmen der Gruppe aber die betreffenden Güter 
oder Dienstleistungen erhält. 

  
Aktienoption Ein Vertrag, der den Inhaber berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Aktien des 

Unternehmens während eines bestimmten Zeitraums zu einem festen oder 
bestimmbaren Preis zu kaufen. 

  
ausübbar werden Einen festen Rechtsanspruch erwerben. Im Rahmen einer anteilsbasierten 

Vergütungsvereinbarung wird das Recht einer Gegenpartei auf den Erhalt von 
flüssigen Mitteln, Vermögenswerten oder Eigenkapitalinstrumenten des 
Unternehmens ausübbar, wenn der Rechtsanspruch der Gegenpartei nicht mehr 
von der Erfüllung von Ausübungsbedingungen abhängt. 

  
 
 

                                                 
7 Eine „Unternehmensgruppe“ ist in IAS 27 Konzern- und Einzelabschlüsse Paragraph 4 aus Sicht des obersten Mutterunternehmens des 

berichtenden Unternehmens definiert als „Mutterunternehmen mit all seinen Tochterunternehmen“. 
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Market condition A condition upon which the exercise price, vesting or exercisability of an equity 

instrument depends that is related to the market price of the entity’s equity instruments, 
such as attaining a specified share price or a specified amount of intrinsic value of a 
share option, or achieving a specified target that is based on the market price of the 
entity’s equity instruments relative to an index of market prices of equity instruments 
of other entities. 

  
 
 
Measurement date 

 
 
The date at which the fair value of the equity instruments granted is measured for 
the purposes of this IFRS. For transactions with employees and others providing 
similar services, the measurement date is grant date. For transactions with parties 
other than employees (and those providing similar services), the measurement date is 
the date the entity obtains the goods or the counterparty renders service. 

  
 
 
Reload feature 

 
 
A feature that provides for an automatic grant of additional share options whenever 
the option holder exercises previously granted options using the entity’s shares, 
rather than cash, to satisfy the exercise price. 

  
 
Reload option 

 
A new share option granted when a share is used to satisfy the exercise price of a 
previous share option. 

  
Share-based payment 
arrangement 

An agreement between the entity (or another group7
14 entity or any shareholder of 

any group entity) and another party (including an employee) that entitles the other 
party to receive 
(a) cash or other assets of the entity for amounts that are based on the price (or 

value) of equity instruments (including shares or share options) of the entity 
or another group entity, or 

(b) equity instruments (including shares or share options) of the entity or another 
group entity, 

provided the specified vesting conditions, if any, are met. 
  
 
Share-based payment transaction 

 
A transaction in which the entity 
(a) receives goods or services from the supplier of those goods or services 

(including an employee) in a share-based payment arrangement, or 
(b) incurs an obligation to settle the transaction with the supplier in a share-based 

payment arrangement when another group entity receives those goods or 
services. 

  
 
 
Share option 

 
 
A contract that gives the holder the right, but not the obligation, to subscribe to the 
entity’s shares at a fixed or determinable price for a specified period of time. 

  
 
Vest 

 
To become an entitlement. Under a share-based payment arrangement, a 
counterparty’s right to receive cash, other assets or equity instruments of the 
entity vests when the counterparty’s entitlement is no longer conditional on the 
satisfaction of any vesting conditions. 

 
 
 
 

                                                 
7 A ‘group’ is defined in paragraph 4 of IAS 27 Consolidated and Separate Financial Statements as ‘a parent and its subsidiaries’ from the 

perspective of the reporting entity’s ultimate parent. 
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Ausübungsbedingungen Die Bedingungen, die bestimmen, ob das Unternehmen die Leistungen erhält, durch 

welche die Gegenpartei den Rechtsanspruch erwirbt, im Rahmen einer 
anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung flüssige Mittel, Vermögenswerte oder 
Eigenkapitalinstrumente zu erhalten. Ausübungsbedingungen sind entweder 
Dienstbedingungen oder Leistungsbedingungen. Dienstbedingungen verlangen von 
der Gegenpartei die Ableistung einer bestimmten Dienstzeit. 
Leistungsbedingungen verlangen von der Gegenpartei die Ableistung einer 
bestimmten Dienstzeit und die Erfüllung bestimmter Erfolgsziele (wie z.B. eine 
bestimmte Steigerung des Unternehmensgewinns innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums). Eine Leistungsbedingung kann eine Marktbedingung enthalten. 

  
Erdienungszeitraum Zeitraum, in dem alle festgelegten Ausübungsbedingungen einer 

anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung erfüllt werden müssen. 
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Vesting conditions The conditions that determine whether the entity receives the services that entitle 

the counterparty to receive cash, other assets or equity instruments of the 
entity, under a share-based payment arrangement. Vesting conditions are 
either service conditions or performance conditions. Service conditions require 
the counterparty to complete a specified period of service. Performance 
conditions require the counterparty to complete a specified period of service and 
specified performance targets to be met (such as a specified increase in the 
entity’s profit over a specified period of time). A performance condition might 
include a market condition. 

  
 
Vesting period 

 
The period during which all the specified vesting conditions of a share-based 
payment arrangement are to be satisfied. 
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Anhang B 
 

Anleitungen zur Anwendung 
 
 

Dieser Anhang ist integraler Bestandteil des IFRS. 
 
Schätzung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
 
Die Paragraphen B2–B41 dieses Anhangs behandeln die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts von gewährten Aktien 
und Aktienoptionen, wobei vor allem auf die üblichen Vertragsbedingungen bei der Gewährung von Aktien oder 
Aktienoptionen an Mitarbeiter eingegangen wird. Sie sind daher nicht erschöpfend. Da sich die nachstehenden 
Erläuterungen in erster Linie auf an Mitarbeiter gewährte Aktien und Aktienoptionen beziehen, wird außerdem unterstellt, 
dass der beizulegende Zeitwert der Aktien oder Aktienoptionen am Tag der Gewährung bestimmt wird. Viele der 
nachfolgend angeschnittenen Punkte (wie etwa die Bestimmung der erwarteten Volatilität) gelten jedoch auch im Kontext 
einer Schätzung des beizulegenden Zeitwerts von Aktien oder Aktienoptionen, die anderen Parteien als Mitarbeitern zum 
Zeitpunkt des Empfangs der Güter durch das Unternehmen oder der Leistungserbringung durch die Gegenpartei gewährt 
werden. 
 
Aktien 
 
Bei der Gewährung von Aktien an Mitarbeiter ist der beizulegende Zeitwert der Aktien anhand des Marktpreises der Aktien des 
Unternehmens (bzw. eines geschätzten Marktpreises, wenn die Aktien des Unternehmens nicht öffentlich gehandelt werden) 
unter Berücksichtigung der Vertragsbedingungen, zu denen die Aktien gewährt wurden (ausgenommen 
Ausübungsbedingungen, die gemäß Paragraph 19–21 nicht in die Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts einfließen), zu 
ermitteln. 
 
Hat der Mitarbeiter beispielsweise während des Erdienungszeitraums keinen Anspruch auf den Bezug von Dividenden, ist dieser 
Faktor bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Aktien zu berücksichtigen. Gleiches gilt, wenn die 
Aktien nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit Übertragungsbeschränkungen unterliegen, allerdings nur insoweit 
die Beschränkungen nach der Ausübbarkeit einen Einfluss auf den Preis haben, den ein sachverständiger, vertragswilliger 
Marktteilnehmer für diese Aktie zahlen würde. Werden die Aktien zum Beispiel aktiv in einem hinreichend entwickelten, 
liquiden Markt gehandelt, haben Übertragungsbeschränkungen nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit nur eine 
geringe oder überhaupt keine Auswirkung auf den Preis, den ein sachverständiger, vertragswilliger Marktteilnehmer für 
diese Aktien zahlen würde. Übertragungsbeschränkungen oder andere Beschränkungen während des Erdienungszeitraums 
sind bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts der gewährten Aktien am Tag der Gewährung nicht zu berücksichtigen, 
weil diese Beschränkungen im Vorhandensein von Ausübungsbedingungen begründet sind, die gemäß Paragraph 19–21 
bilanziert werden. 
 
Aktienoptionen 
 
Bei der Gewährung von Aktienoptionen an Mitarbeiter stehen in vielen Fällen keine Marktpreise zur Verfügung, weil die 
gewährten Optionen Vertragsbedingungen unterliegen, die nicht für gehandelte Optionen gelten. Gibt es keine gehandelten 
Optionen mit ähnlichen Vertragsbedingungen, ist der beizulegende Zeitwert der gewährten Optionen mithilfe eines 
Optionspreismodells zu schätzen. 
 
Das Unternehmen hat Faktoren zu berücksichtigen, die sachverständige, vertragswillige Marktteilnehmer bei der Auswahl 
des anzuwendenden Optionspreismodells in Betracht ziehen würden. Viele Mitarbeiteroptionen haben beispielsweise eine 
lange Laufzeit, sind normalerweise vom Tag, an dem alle Ausübungsbedingungen erfüllt sind, bis zum Ende der 
Optionslaufzeit ausübbar und werden oft frühzeitig ausgeübt. Alle diese Faktoren müssen bei der Schätzung des 
beizulegenden Zeitwerts der Optionen am Tag der Gewährung berücksichtigt werden. Bei vielen Unternehmen schließt dies 
die Verwendung der Black-Scholes-MertonFormel aus, die nicht die Möglichkeit einer Ausübung vor Ende der 
Optionslaufzeit zulässt und die Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung nicht adäquat wiedergibt. Außerdem 
ist darin nicht vorgesehen, dass sich die erwartete Volatilität und andere in das Modell einfließende Parameter während der 
Laufzeit einer Option ändern können. Unter Umständen treffen die vorstehend genannten Faktoren jedoch nicht auf 
Aktienoptionen zu, die eine relativ kurze Vertragslaufzeit haben oder innerhalb einer kurzen Frist nach Erfüllung der 
Ausübungsbedingungen ausgeübt werden müssen. In solchen Fällen kann die Black-Scholes-Merton-Formel ein Ergebnis 
liefern, das sich im Wesentlichen mit dem eines flexibleren Optionspreismodells deckt. 
 
Alle Optionspreismodelle berücksichtigen mindestens die folgenden Faktoren: 
(a) den Ausübungspreis der Option; 
(b) die Laufzeit der Option; 
(c) den aktuellen Kurs der zugrunde liegenden Aktien; 
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Appendix B 
 

Application Guidance 
 

 
This appendix is an integral part of the IFRS. 
 
Estimating the fair value of equity instruments granted 
 
Paragraphs B2—B41 of this appendix discuss measurement of the fair value of shares and share options granted, focusing 
on the specific terms and conditions that are common features of a grant of shares or share options to employees. Therefore, 
it is not exhaustive. Furthermore, because the valuation issues discussed below focus on shares and share options granted to 
employees, it is assumed that the fair value of the shares or share options is measured at grant date. However, many of the 
valuation issues discussed below (e.g. determining expected volatility) also apply in the context of estimating the fair value of 
shares or share options granted to parties other than employees at the date the entity obtains the goods or the counterparty 
renders service. 
 
 
 
Shares 
 
For shares granted to employees, the fair value of the shares shall be measured at the market price of the entity’s shares (or 
an estimated market price, if the entity’s shares are not publicly traded), adjusted to take into account the terms and conditions 
upon which the shares were granted (except for vesting conditions that are excluded from the measurement of fair value in 
accordance with paragraphs 19—21). 
 
 
For example, if the employee is not entitled to receive dividends during the vesting period, this factor shall be taken into account 
when estimating the fair value of the shares granted. Similarly, if the shares are subject to restrictions on transfer after 
vesting date, that factor shall be taken into account, but only to the extent that the post-vesting restrictions affect the price 
that a knowledgeable, willing market participant would pay for that share. For example, if the shares are actively traded in a 
deep and liquid market, post-vesting transfer restrictions may have little, if any, effect on the price that a knowledgeable, 
willing market participant would pay for those shares. Restrictions on transfer or other restrictions that exist during the vesting 
period shall not be taken into account when estimating the grant date fair value of the shares granted, because those restric-
tions stem from the existence of vesting conditions, which are accounted for in accordance with paragraphs 19—21. 
 
 
 
 
Share options 
 
For share options granted to employees, in many cases market prices are not available, because the options granted are 
subject to terms and conditions that do not apply to traded options. If traded options with similar terms and conditions do not 
exist, the fair value of the options granted shall be estimated by applying an option pricing model. 
 
 
The entity shall consider factors that knowledgeable, willing market participants would consider in selecting the option 
pricing model to apply. For example, many employee options have long lives, are usually exercisable during the period 
between vesting date and the end of the options’ life, and are often exercised early. These factors should be considered when 
estimating the grant date fair value of the options. For many entities, this might preclude the use of the Black-Scholes-Merton 
formula, which does not allow for the possibility of exercise before the end of the option’s life and may not adequately reflect 
the effects of expected early exercise. It also does not allow for the possibility that expected volatility and other model 
inputs might vary over the option’s life. However, for share options with relatively short contractual lives, or that must be 
exercised within a short period of time after vesting date, the factors identified above may not apply. In these instances, the 
Black-Scholes-Merton formula may produce a value that is substantially the same as a more flexible option pricing model. 
 
 
 
 
All option pricing models take into account, as a minimum, the following factors: 
(a) the exercise price of the option; 
(b) the life of the option; 
(c) the current price of the underlying shares; 
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(d) die erwartete Volatilität des Aktienkurses; 
(e) die erwarteten Dividenden auf die Aktien (falls zutreffend); und 
(f) den risikolosen Zins für die Laufzeit der Option. 
 
Darüber hinaus sind andere Faktoren zu berücksichtigen, die sachverständige, vertragswillige Marktteilnehmer bei der 
Preisfestlegung in Betracht ziehen würden (ausgenommen Ausübungsbedingungen und Reload-Eigenschaften, die gemäß 
Paragraph 19–22 nicht in die Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts einfließen). 
 
Beispielsweise können an Mitarbeiter gewährte Aktienoptionen normalerweise in bestimmten Zeiträumen nicht ausgeübt 
werden (z. B. während des Erdienungszeitraums oder in von den Aufsichtsbehörden festgelegten Fristen). Dieser Faktor ist 
zu berücksichtigen, wenn das verwendete Optionspreismodell ansonsten von der Annahme ausginge, dass die Option 
während ihrer Laufzeit jederzeit ausübbar wäre. Verwendet ein Unternehmen dagegen ein Optionspreismodell, das 
Optionen bewertet, die erst am Ende der Optionslaufzeit ausgeübt werden können, ist für den Umstand, dass während des 
Erdienungszeitraums (oder in anderen Zeiträumen während der Optionslaufzeit) keine Ausübung möglich ist, keine 
Berichtigung vorzunehmen, weil das Modell bereits davon ausgeht, dass die Optionen in diesen Zeiträumen nicht ausgeübt 
werden können. 
 
Ein ähnlicher, bei Mitarbeiteraktienoptionen häufig anzutreffender Faktor ist die Möglichkeit einer frühzeitigen 
Optionsausübung, beispielsweise weil die Option nicht frei übertragbar ist oder der Mitarbeiter bei seinem Ausscheiden 
alle ausübbaren Optionen ausüben muss. Die Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung sind gemäß den 
Ausführungen in Paragraph B16–B21 zu berücksichtigen. 
 
Faktoren, die ein sachverständiger, vertragswilliger Marktteilnehmer bei der Festlegung des Preises einer Aktienoption 
(oder eines anderen Eigenkapitalinstruments) nicht berücksichtigen würde, sind bei der Schätzung des beizulegenden 
Zeitwerts gewährter Aktienoptionen (oder anderer Eigenkapitalinstrumente) nicht zu berücksichtigen. Beispielsweise sind 
bei der Gewährung von Aktienoptionen an Mitarbeiter Faktoren, die aus Sicht des einzelnen Mitarbeiters den Wert der 
Option beeinflussen, für die Schätzung des Preises, den ein sachverständiger, vertragswilliger Marktteilnehmer festlegen 
würde, unerheblich. 
 
In Optionspreismodelle einfließende Daten 
 
Bei der Schätzung der erwarteten Volatilität und Dividenden der zugrunde liegenden Aktien lautet das Ziel, einen 
Näherungswert für die Erwartungen zu ermitteln, die sich in einem aktuellen Marktkurs oder verhandelten Tauschkurs für 
die Option widerspiegeln würden. Gleiches gilt für die Schätzung der Auswirkungen einer frühzeitigen Ausübung von 
Mitarbeiteraktienoptionen, bei denen das Ziel lautet, einen Näherungswert für die Erwartungen zu ermitteln, die eine 
außenstehende Partei mit Zugang zu detaillierten Informationen über das Ausübungsverhalten der Mitarbeiter anhand der 
am Tag der Gewährung verfügbaren Informationen hätte. 
 
Häufig dürfte es eine Bandbreite vernünftiger Einschätzungen in Bezug auf künftige Volatilität, Dividenden und 
Ausübungsverhalten geben. In diesem Fall ist durch Gewichtung der einzelnen Beträge innerhalb der Bandbreite nach der 
Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens ein Erwartungswert zu berechnen. 
 
Zukunftserwartungen beruhen im Allgemeinen auf vergangenen Erfahrungen und werden angepasst, wenn sich die Zukunft 
bei vernünftiger Betrachtungsweise voraussichtlich anders als die Vergangenheit entwickeln wird. In einigen Fällen können 
bestimmbare Faktoren darauf hindeuten, dass unbereinigte historische Erfahrungswerte ein relativ schlechter Anhaltspunkt 
für künftige Entwicklungen sind. Wenn zum Beispiel ein Unternehmen mit zwei völlig unterschiedlichen 
Geschäftsbereichen denjenigen Bereich verkauft, der mit deutlich geringeren Risiken behaftet war, ist die vergangene 
Volatilität für eine vernünftige Einschätzung der Zukunft unter Umständen nicht aussagekräftig. 
 
In anderen Fällen stehen keine historischen Daten zur Verfügung. So wird ein erst kürzlich an der Börse eingeführtes 
Unternehmen nur wenige oder überhaupt keine Daten über die Volatilität seines Aktienkurses haben. Nicht notierte und neu 
notierte Unternehmen werden weiter unten behandelt. 
 
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass ein Unternehmen seine Schätzungen in Bezug auf Volatilität, Ausübungsverhalten 
und Dividenden nicht einfach auf historische Daten gründen darf, ohne zu berücksichtigen, inwieweit die vergangenen 
Erfahrungen bei vernünftiger Betrachtungsweise für künftige Prognosen verwendbar sind. 
 
Erwartete frühzeitige Ausübung 
 
Mitarbeiter üben Aktienoptionen aus einer Vielzahl von Gründen oft frühzeitig aus. Beispielsweise sind 
Mitarbeiteraktienoptionen in der Regel nicht übertragbar. Dies veranlasst die Mitarbeiter häufig zu einer frühzeitigen 
Ausübung ihrer Aktienoptionen, weil dies für sie die einzige Möglichkeit ist, ihre Position zu realisieren. Außerdem sind 
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(d) the expected volatility of the share price; 
(e) the dividends expected on the shares (if appropriate); and 
(f) the risk-free interest rate for the life of the option. 
 
Other factors that knowledgeable, willing market participants would consider in setting the price shall also be taken into 
account (except for vesting conditions and reload features that are excluded from the measurement of fair value in accordance 
with paragraphs 19—22). 
 
For example, a share option granted to an employee typically cannot be exercised during specified periods (e.g. during the 
vesting period or during periods specified by securities regulators). This factor shall be taken into account if the option 
pricing model applied would otherwise assume that the option could be exercised at any time during its life. However, if an 
entity uses an option pricing model that values options that can be exercised only at the end of the options’ life, no 
adjustment is required for the inability to exercise them during the vesting period (or other periods during the options’ life), 
because the model assumes that the options cannot be exercised during those periods. 
 
 
 
Similarly, another factor common to employee share options is the possibility of early exercise of the option, for example, 
because the option is not freely transferable, or because the employee must exercise all vested options upon cessation of 
employment. The effects of expected early exercise shall be taken into account, as discussed in paragraphs B16—B21. 
 
 
Factors that a knowledgeable, willing market participant would not consider in setting the price of a share option (or other 
equity instrument) shall not be taken into account when estimating the fair value of share options (or other equity 
instruments) granted. For example, for share options granted to employees, factors that affect the value of the option from 
the individual employee’s perspective only are not relevant to estimating the price that would be set by a knowledgeable, 
willing market participant. 
 
 
Inputs to option pricing models 
 
In estimating the expected volatility of and dividends on the underlying shares, the objective is to approximate the 
expectations that would be reflected in a current market or negotiated exchange price for the option. Similarly, when estimating 
the effects of early exercise of employee share options, the objective is to approximate the expectations that an outside 
party with access to detailed information about employees’ exercise behaviour would develop based on information 
available at the grant date. 
 
 
Often, there is likely to be a range of reasonable expectations about future volatility, dividends and exercise behaviour. If 
so, an expected value should be calculated, by weighting each amount within the range by its associated probability of 
occurrence. 
 
Expectations about the future are generally based on experience, modified if the future is reasonably expected to differ from the 
past. In some circumstances, identifiable factors may indicate that unadjusted historical experience is a relatively poor 
predictor of future experience. For example, if an entity with two distinctly different lines of business disposes of the one 
that was significantly less risky than the other, historical volatility may not be the best information on which to base 
reasonable expectations for the future. 
 
 
In other circumstances, historical information may not be available. For example, a newly listed entity will  have little, if 
any, historical data on the volatility of its share price. Unlisted and newly listed entities are discussed further below. 
 
 
In summary, an entity should not simply base estimates of volatility, exercise behaviour and dividends on historical 
information without considering the extent to which the past experience is expected to be reasonably predictive of future 
experience. 
 
Expected early exercise 
 
Employees often exercise share options early, for a variety of reasons. For example, employee share options are typically non-
transferable. This often causes employees to exercise their share options early, because that is the only way for the employees 
to liquidate their position. Also, employees who cease employment are usually required to exercise any vested options within a 
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ausscheidende Mitarbeiter oftmals verpflichtet, ihre ausübbaren Optionen innerhalb eines kurzen Zeitraums auszuüben, da 
sie sonst verfallen. Dieser Faktor führt ebenfalls zu einer frühzeitigen Ausübung von Mitarbeiteraktienoptionen. Als 
weitere Faktoren für eine frühzeitige Ausübung sind Risikoscheu und mangelnde Vermögensdiversifizierung zu nennen. 
 
Die Methode zur Berücksichtigung der Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung ist von der Art des 
angewendeten Optionspreismodells abhängig. Beispielsweise könnte hierzu ein Schätzwert der voraussichtlichen 
Optionslaufzeit verwendet werden (die bei einer Mitarbeiteraktienoption dem Zeitraum vom Tag der Gewährung bis zum 
Tag der voraussichtlichen Optionsausübung entspricht), der als Parameter in ein Optionspreismodell (z. B. die Black-
Scholes-Merton-Formel) einfließt. Alternativ dazu könnte eine erwartete frühzeitige Ausübung in einem Binomial- oder 
ähnlichen Optionspreismodell abgebildet werden, das die Vertragslaufzeit als Parameter verwendet. 
 
Bei der Ermittlung des Schätzwerts für eine frühzeitige Ausübung sind folgende Faktoren zu berücksichtigen: 
(a) die Länge des Erdienungszeitraums, da die Aktienoption im Regelfall erst nach Ablauf des Erdienungszeitraums 

ausgeübt werden kann. Die Bestimmung der Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung auf die Bewertung 
basiert daher auf der Annahme, dass die Optionen ausübbar werden. Die Auswirkungen der Ausübungsbedingungen 
werden in den Paragraphen 19–21 behandelt; 

(b) der durchschnittliche Zeitraum, den ähnliche Optionen in der Vergangenheit ausstehend waren; 
(c) der Kurs der zugrunde liegenden Aktien. Vergangene Erfahrungen können darauf hindeuten, dass Mitarbeiter ihre 

Optionen meist dann ausüben, wenn der Aktienkurs ein bestimmtes Niveau über dem Ausübungspreis erreicht hat; 
(d) der Rang des Mitarbeiters innerhalb der Organisation. Beispielsweise könnten Mitarbeiter in höheren Positionen 

erfahrungsgemäß dazu tendieren, ihre Optionen später auszuüben als Mitarbeiter in niedrigeren Positionen (in Paragraph 
B21 wird darauf näher eingegangen); 

(e) voraussichtliche Volatilität der zugrunde liegenden Aktien. Im Durchschnitt könnten Mitarbeiter dazu tendieren, 
Aktienoptionen auf Aktien mit großer Schwankungsbreite früher auszuüben als auf Aktien mit geringer Volatilität. 

 
Wie in Paragraph B17 ausgeführt, könnte zur Berücksichtigung der Auswirkungen einer frühzeitigen Ausübung ein 
Schätzwert der erwarteten Optionslaufzeit verwendet werden, der als Parameter in ein Optionspreismodell einfließt. Bei der 
Schätzung der erwarteten Laufzeit von Aktienoptionen, die einer Gruppe von Mitarbeitern gewährt wurden, könnte diese 
Schätzung auf einem annähernd gewichteten Durchschnitt der erwarteten Laufzeit für die gesamte Mitarbeitergruppe oder 
auf einem annähernd gewichteten Durchschnitt der Laufzeiten für Untergruppen von Mitarbeitern innerhalb dieser Gruppe 
basieren, die anhand detaillierterer Daten über das Ausübungsverhalten der Mitarbeiter ermittelt werden (weitere 
Ausführungen siehe unten). 
 
Die Aufteilung gewährter Optionen in Mitarbeitergruppen mit einem relativ homogenen Ausübungsverhalten dürfte von 
großer Bedeutung sein. Der Wert einer Option stellt keine lineare Funktion der Optionslaufzeit dar; er nimmt mit 
fortschreitender Dauer der Laufzeit immer weniger zu. Ein Beispiel hierfür ist eine Option mit zweijähriger Laufzeit, die – 
wenn alle anderen Annahmen identisch sind – zwar mehr, jedoch nicht doppelt so viel wert ist wie eine Option mit einjähriger 
Laufzeit. Dies bedeutet, dass der gesamte beizulegende Zeitwert der gewährten Aktienoptionen bei einer Berechnung des 
geschätzten Optionswerts anhand einer einzigen gewichteten Durchschnittslaufzeit, die ganz unterschiedliche 
Einzellaufzeiten umfasst, zu hoch angesetzt würde. Eine solche Überbewertung kann durch die Aufteilung der gewährten 
Optionen in mehrere Gruppen, deren gewichtete Durchschnittslaufzeit eine relativ geringe Bandbreite an Laufzeiten 
umfasst, reduziert werden. 
 
Ähnliche Überlegungen sind bei der Verwendung eines Binomial- oder ähnlichen Modells anzustellen. Beispielsweise 
könnten die vergangenen Erfahrungen eines Unternehmens, das Mitarbeiteroptionen in allen Hierarchieebenen gewährt, 
darauf hindeuten, dass Führungskräfte in hohen Positionen ihre Optionen länger behalten als Mitarbeiter im mittleren 
Management und dass Mitarbeiter in unteren Positionen ihre Optionen meist früher als jede andere Gruppe ausüben. 
Außerdem könnten Mitarbeiter, denen empfohlen oder vorgeschrieben wird, eine Mindestanzahl an 
Eigenkapitalinstrumenten, einschließlich Optionen, ihres Arbeitgebers zu halten, ihre Optionen im Durchschnitt später 
ausüben als Mitarbeiter, die keiner derartigen Bestimmung unterliegen. In diesen Fällen führt die Aufteilung der Optionen 
in Empfängergruppen mit einem relativ homogenen Ausübungsverhalten zu einer richtigeren Schätzung des gesamten 
beizulegenden Zeitwerts der gewährten Aktienoptionen. 
 
Erwartete Volatilität 
 
Die erwartete Volatilität ist eine Kennzahl für das Schwankungsmaß von Kursen innerhalb eines bestimmten Zeitraums. In 
Optionspreismodellen wird als Volatilitätskennzahl die auf Jahresbasis umgerechnete Standardabweichung der stetigen 
Rendite der Aktie über einen bestimmten Zeitraum verwendet. Die Volatilität wird normalerweise auf ein Jahr bezogen 
angegeben, was einen Vergleich unabhängig von der in der Berechnung verwendeten Zeitspanne (z. B. tägliche, 
wöchentliche oder monatliche Kursbeobachtungen) ermöglicht. 
 
Die (positive oder negative) Rendite einer Aktie in einem bestimmten Zeitraum gibt an, in welchem Umfang der 
Eigentümer von Dividenden und einer Steigerung (oder einem Rückgang) des Aktienkurses profitiert hat. 
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short period of time, otherwise the share options are forfeited. This factor also causes the early exercise of employee share 
options. Other factors causing early exercise are risk aversion and lack of wealth diversification. 
 
 
The means by which the effects of expected early exercise are taken into account depends upon the type of option pricing 
model applied. For example, expected early exercise could be taken into account by using an estimate of the option’s 
expected life (which, for an employee share option, is the period of time from grant date to the date on which the option is 
expected to be exercised) as an input into an option pricing model (e.g. the Black-Scholes-Merton formula). Alternatively, 
expected early exercise could be modelled in a binomial or similar option pricing model that uses contractual life as an 
input. 
 
Factors to consider in estimating early exercise include: 
(a) the length of the vesting period, because the share option typically cannot be exercised until the end of the vesting 

period. Hence, determining the valuation implications of expected early exercise is based on the assumption that the 
options will vest. The implications of vesting conditions are discussed in paragraphs 19—21; 

(b) the average length of time similar options have remained outstanding in the past; 
(c) the price of the underlying shares. Experience may indicate that the employees 10 d to exercise options when the share 

price reaches a specified level above the exercise price; 
(d) the employee’s level within the organisation. For example, experience might indicate that higher-level employees 10 d 

to exercise options later than lower-level employees (discussed further in paragraph B21); 
(e) expected volatility of the underlying shares. On average, employees might 10 d to exercise options on highly volatile 

shares earlier than on shares with low volatility. 
 
 
 
As noted in paragraph B17, the effects of early exercise could be taken into account by using an estimate of the option’s 
expected life as an input into an option pricing model. When estimating the expected life of share options granted to a group of 
employees, the entity could base that estimate on an appropriately weighted average expected life for the entire employee 
group or on appropriately weighted average lives for subgroups of employees within the group, based on more detailed data 
about employees’ exercise behaviour (discussed further below). 
 
 
 
Separating an option grant into groups for employees with relatively homogeneous exercise behaviour is likely to be important. 
Option value is not a linear function of option term; value increases at a decreasing rate as the term lengthens. For example, if 
all other assumptions are equal, although a two-year option is worth more than a one-year option, it is not worth twice as much. 
That means that calculating estimated option value on the basis of a single weighted average life that includes widely 
differing individual lives would overstate the total fair value of the share options granted. Separating options granted into several 
groups, each of which has a relatively narrow range of lives included in its weighted average life, reduces that overstatement. 
 
 
 
 
Similar considerations apply when using a binomial or similar model. For example, the experience of an entity that grants options 
broadly to all levels of employees might indicate that top-level executives 10 d to hold their options longer than middle-
management employees hold theirs and that lower-level employees 10 d to exercise their options earlier than any other 
group. In addition, employees who are encouraged or required to hold a minimum amount of their employer’s equity 
instruments, including options, might on average exercise options later than employees not subject to that provision. In 
those situations, separating options by groups of recipients with relatively homogeneous exercise behaviour will result in a 
more accurate estimate of the total fair value of the share options granted. 
 
 
 
Expected volatility 
 
Expected volatility is a measure of the amount by which a price is expected to fluctuate during a period. The measure of 
volatility used in option pricing models is the annualised standard deviation of the continuously compounded rates of return 
on the share over a period of time. Volatility is typically expressed in annualised terms that are comparable regardless of 
the time period used in the calculation, for example, daily, weekly or monthly price observations. 
 
 
The rate of return (which may be positive or negative) on a share for a period measures how much a shareholder has 
benefited from dividends and appreciation (or depreciation) of the share price. 
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Die erwartete auf Jahresbasis umgerechnete Volatilität einer Aktie entspricht der Bandbreite, in welche die stetige jährliche 
Rendite zirka zwei Drittel der Zeit voraussichtlich fallen wird. Wenn beispielsweise eine Aktie mit einer voraussichtlichen 
stetigen Rendite von 12 % eine Volatilität von 30 % aufweist, bedeutet dies, dass die Wahrscheinlichkeit, dass die Rendite 
der Aktie in einem Jahr zwischen – 18 % (12 % – 30 %) und 42 % (12 % + 30 %) liegt, rund zwei Drittel beträgt. Beträgt 
der Aktienkurs am Jahresbeginn WE 100 und werden keine Dividenden ausgeschüttet, liegt der Aktienkurs ungefähr zwei 
Drittel der Zeit am Jahresende voraussichtlich zwischen WE 83,53 (WE 100 × e–0,18) und WE 152,20 (WE 100 × e0,42). 
 

Bei der Schätzung der erwarteten Volatilität sind folgende Faktoren zu berücksichtigen: 
(a) die implizite Volatilität, die sich gegebenenfalls aus gehandelten Aktienoptionen auf die Aktien oder andere gehandelte 

Instrumente des Unternehmens mit Optionseigenschaften (wie etwa wandelbare Schuldinstrumente), ergibt; 
(b) die historische Volatilität des Aktienkurses im jüngsten Zeitraum, der im Allgemeinen der erwarteten Optionslaufzeit 

(unter Berücksichtigung der restlichen Vertragslaufzeit der Option und der Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen 
Ausübung) entspricht; 

(c) der Zeitraum, seit dem die Aktien des Unternehmens öffentlich gehandelt werden. Ein neu notiertes Unternehmen hat 
im Vergleich zu ähnlichen Unternehmen, die bereits länger notiert sind, oftmals eine höhere historische Volatilität. 
Weitere Anwendungsleitlinien werden weiter unten gegeben; 

(d) die Tendenz der Volatilität, wieder zu ihrem Mittelwert, also ihrem langjährigen Durchschnitt, zurückzukehren, und 
andere Faktoren, die darauf hinweisen, dass sich die erwartete künftige Volatilität von der vergangenen Volatilität 
unterscheiden könnte. War der Aktienkurs eines Unternehmens in einem bestimmbaren Zeitraum aufgrund eines 
gescheiterten Übernahmeangebots oder einer umfangreichen Restrukturierung extremen Schwankungen unterworfen, 
könnte dieser Zeitraum bei der Berechnung der historischen jährlichen Durchschnittsvolatilität außer acht gelassen 
werden; 

(e) angemessene, regelmäßige Intervalle bei den Kursbeobachtungen. Die Kursbeobachtungen müssen von Periode zu 
Periode stetig durchgeführt werden. Beispielsweise könnte ein Unternehmen die Wochenschlusskurse und 
Wochenhöchststände verwenden; nicht zulässig ist es dagegen, in einigen Wochen den Schlusskurs und in anderen 
Wochen den Höchstkurs zu verwenden. Außerdem müssen die Kursbeobachtungen in der gleichen Währung wie der 
Ausübungspreis angegeben werden. 

 
Neu notierte Unternehmen 
 
Wie in Paragraph B25 ausgeführt, hat ein Unternehmen die historische Volatilität des Aktienkurses im jüngsten Zeitraum 
zu berücksichtigen, der im Allgemeinen der erwarteten Optionslaufzeit entspricht. Besitzt ein neu notiertes Unternehmen 
nicht genügend Informationen über die historische Volatilität, sollte es die historische Volatilität dennoch bezogen auf den 
längsten Zeitraum berechnen, für den Handelsdaten verfügbar sind. Denkbar wäre auch, die historische Volatilität ähnlicher 
Unternehmen nach einer vergleichbaren Zeit der Börsennotierung heranzuziehen. Beispielsweise könnte ein Unternehmen, 
das erst seit einem Jahr an der Börse notiert ist und Optionen mit einer voraussichtlichen Laufzeit von fünf Jahren gewährt, 
die Struktur und das Ausmaß der historischen Volatilität von Unternehmen der gleichen Branche in den ersten sechs 
Jahren, in denen die Aktien dieser Unternehmen öffentlich gehandelt wurden, in Betracht ziehen. 
 
Nicht notierte Unternehmen 
 
Ein nicht notiertes Unternehmen kann bei der Schätzung der erwarteten Volatilität nicht auf historische Daten 
zurückgreifen. Stattdessen gibt es andere Faktoren zu berücksichtigen, auf die nachfolgend näher eingegangen wird. 
 
In einigen Fällen könnte ein nicht notiertes Unternehmen, das regelmäßig Optionen oder Aktien an Mitarbeiter (oder andere 
Parteien) ausgibt, einen internen Markt für seine Aktien eingerichtet haben. Bei der Schätzung der erwarteten Volatilität könnte 
dann die Volatilität dieser Aktienkurse berücksichtigt werden. 
 
Alternativ könnte die erwartete Volatilität anhand der historischen oder impliziten Volatilität vergleichbarer notierter 
Unternehmen, für die Informationen über Aktienkurse oder Optionspreise zur Verfügung stehen, geschätzt werden. Dies 
wäre angemessen, wenn das Unternehmen den Wert seiner Aktien auf Grundlage der Aktienkurse vergleichbarer notierter 
Unternehmen bestimmt hat. 
 
Hat das Unternehmen zur Schätzung des Werts seiner Aktien nicht die Aktienkurse vergleichbarer notierter Unternehmen 
herangezogen, sondern statt dessen eine andere Bewertungsmethode verwendet, könnte daraus in Übereinstimmung mit 
dieser Bewertungsmethode eine Schätzung der erwarteten Volatilität abgeleitet werden. Beispielsweise könnte die 
Bewertung der Aktien auf Basis des Nettovermögens oder Periodenüberschusses erfolgen. In diesem Fall könnte die 
erwartete Volatilität der Nettovermögenswerte oder Periodenüberschüsse in Betracht gezogen werden. 
 
Erwartete Dividenden 
 
Ob erwartete Dividenden bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts gewährter Aktien oder Optionen zu 
berücksichtigen sind, hängt davon ab, ob die Gegenpartei Anspruch auf Dividenden oder ausschüttungsgleiche Beträge hat. 

B24 

IFRS 2 

B25 

B26 

B27 

B28 

B29 

B30 

874 

B31 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

The expected annualised volatility of a share is the range within which the continuously compounded annual rate of return is 
expected to fall approximately two-thirds of the time. For example, to say that a share with an expected continuously 
compounded rate of return of 12 per cent has a volatility of 30 per cent means that the probability that the rate of return on 
the share for one year will be between –18 per cent (12 % – 30 %) and 42 per cent (12 % + 30 %) is approximately two-
thirds. If the share price is CU100 at the beginning of the year and no dividends are paid, the year-end share price would be 
expected to be between CU83,53 (CU100 × e–0,18) and CU152,20 (CU100 × e0,42) approximately two-thirds of the time. 
 
Factors to consider in estimating expected volatility include: 
(a) implied volatility from traded share options on the entity’s shares, or other traded instruments of the entity that include 

option features (such as convertible debt), if any; 
(b) the historical volatility of the share price over the most recent period that is generally commensurate with the expected 

term of the option (taking into account the remaining contractual life of the option and the effects of expected early 
exercise); 

(c) the length of time an entity’s shares have been publicly traded. A newly listed entity might have a high historical 
volatility, compared with similar entities that have been listed longer. Further guidance for newly listed entities is given 
below; 

(d) the tendency of volatility to revert to its mean, i.e. its long-term average level, and other factors indicating that expected future 
volatility might differ from past volatility. For example, if an entity’s share price was extraordinarily volatile for some 
identifiable period of time because of a failed takeover bid or a major restructuring, that period could be disregarded in 
computing historical average annual volatility; 

(e) appropriate and regular intervals for price observations. The price observations should be consistent from period to 
period. For example, an entity might use the closing price for each week or the highest price for the week, but it should not 
use the closing price for some weeks and the highest price for other weeks. Also, the price observations should be 
expressed in the same currency as the exercise price. 

 
 
 
 
Newly listed entities 
 
As noted in paragraph B25, an entity should consider historical volatility of the share price over the most recent period that 
is generally commensurate with the expected option term. If a newly listed entity does not have sufficient information on 
historical volatility, it should nevertheless compute historical volatility for the longest period for which trading activity is 
available. It could also consider the historical volatility of similar entities following a comparable period in their lives. For 
example, an entity that has been listed for only one year and grants options with an average expected life of five years 
might consider the pattern and level of historical volatility of entities in the same industry for the first six years in which the 
shares of those entities were publicly traded. 
 
 
Unlisted entities 
 
An unlisted entity will not have historical information to consider when estimating expected volatility. Some factors to 
consider instead are set out below. 
 
In some cases, an unlisted entity that regularly issues options or shares to employees (or other parties) might have set up an 
internal market for its shares. The volatility of those share prices could be considered when estimating expected volatility. 
 
 
Alternatively, the entity could consider the historical or implied volatility of similar listed entities, for which share price or 
option price information is available, to use when estimating expected volatility. This would be appropriate if the entity has 
based the value of its shares on the share prices of similar listed entities. 
 
 
If the entity has not based its estimate of the value of its shares on the share prices of similar listed entities, and has instead 
used another valuation methodology to value its shares, the entity could derive an estimate of expected volatility consistent with 
that valuation methodology. For example, the entity might value its shares on a net asset or earnings basis. It could consider the 
expected volatility of those net asset values or earnings. 
 
 
Expected dividends 
 
Whether expected dividends should be taken into account when measuring the fair value of shares or options granted 
depends on whether the counterparty is entitled to dividends or dividend equivalents. 
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Wenn Mitarbeitern beispielsweise Optionen gewährt wurden und sie zwischen dem Tag der Gewährung und dem Tag der 
Ausübung Anspruch auf Dividenden auf die zugrunde liegenden Aktien oder ausschüttungsgleiche Beträge haben (die bar 
ausgezahlt oder mit dem Ausübungspreis verrechnet werden), sind die gewährten Optionen so zu bewerten, als würden auf die 
zugrunde liegenden Aktien keine Dividenden ausgeschüttet, d. h. die Höhe der erwarteten Dividenden muss Null sein. 
 
Auf gleiche Weise ist bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts gewährter Mitarbeiteroptionen am Tag der 
Gewährung keine Berichtigung für erwartete Dividenden notwendig, wenn die Mitarbeiter während des 
Erdienungszeitraums einen Anspruch auf Dividendenzahlungen haben. 
 
Haben die Mitarbeiter dagegen während des Erdienungszeitraums (bzw. im Falle einer Option vor der Ausübung) keinen 
Anspruch auf Dividenden oder ausschüttungsgleiche Beträge, sind bei der Bewertung der Anrechte auf den Bezug von 
Aktien oder Optionen am Tag der Gewährung die erwarteten Dividenden zu berücksichtigen. Dies bedeutet, dass bei der 
Verwendung eines Optionspreismodells die erwarteten Dividenden in die Schätzung des beizulegenden Zeitwerts einer 
gewährten Option einzubeziehen sind. Bei der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts einer gewährten Aktie ist dieser um 
den Barwert der während des Erdienungszeitraums voraussichtlich zahlbaren Dividenden zu verringern. 
 
Optionspreismodelle verlangen im Allgemeinen die Angabe der erwarteten Dividendenrendite. Die Modelle lassen sich 
jedoch so modifizieren, dass statt einer Rendite ein erwarteter Dividendenbetrag verwendet wird. Ein Unternehmen kann 
die erwartete Rendite oder den erwarteten Dividendenbetrag verwenden. Im letzteren Fall sind die Dividendenerhöhungen 
der Vergangenheit zu berücksichtigen. Hat ein Unternehmen seine Dividenden beispielsweise bisher im Allgemeinen um 
rund 3 % pro Jahr erhöht, darf bei der Schätzung des Optionswerts kein fester Dividendenbetrag über die gesamte Laufzeit 
der Option angenommen werden, sofern es keine substanziellen Hinweise zur Stützung dieser Annahme gibt. 
 
Im Allgemeinen sollte die Annahme über erwartete Dividenden auf öffentlich zugänglichen Informationen beruhen. Ein 
Unternehmen, das keine Dividenden ausschüttet und keine künftigen Ausschüttungen 
 
 
 
 
Risikoloser Zins 
 
Normalerweise ist der risikolose Zins die derzeit verfügbare implizite Rendite auf Nullkupon-Staatsanleihen 
des Landes, in dessen Währung der Ausübungspreis ausgedrückt wird, mit einer Restlaufzeit, die der erwarteten 
Laufzeit der zu bewertenden Option (auf Grundlage der vertraglichen Restlaufzeit der Option und unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen einer erwarteten frühzeitigen Ausübung) entspricht. Falls solche Staatsanleihen 
nicht vorhanden sind oder Umstände darauf hindeuten, dass die implizite Rendite auf Nullkupon- 
Staatsanleihen nicht den risikolosen Zins wiedergibt (zum Beispiel in Hochinflationsländern), muss unter 
Umständen ein geeigneter Ersatz verwendet werden. Bei der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts einer 
Option mit einer Laufzeit, die der erwarteten Laufzeit der zu bewertenden Option entspricht, ist ebenfalls ein 
geeigneter Ersatz zu verwenden, wenn die Marktteilnehmer den risikolosen Zins üblicherweise anhand dieses 
Ersatzes und nicht anhand der impliziten Rendite von Nullkupon-Staatsanleihen bestimmen. 
 
 
Auswirkungen auf die Kapitalverhältnisse 
 
Normalerweise werden gehandelte Aktienoptionen von Dritten und nicht vom Unternehmen verkauft. Bei 
Ausübung dieser Aktienoptionen liefert der Verkäufer die Aktien an den Optionsinhaber, die dann von bestehenden 
Eigentümern gekauft werden. Die Ausübung gehandelter Aktienoptionen hat daher keinen Verwässerungseffekt. 
 
Werden die Aktienoptionen dagegen vom Unternehmen verkauft, werden bei der Ausübung dieser Optionen 
neue Aktien ausgegeben (entweder tatsächlich oder ihrem wirtschaftlichen Gehalt nach, falls vorher zurückgekaufte 
und gehaltene eigene Aktien verwendet werden). Da die Aktien zum Ausübungspreis und nicht zum 
aktuellen Marktpreis am Tag der Ausübung ausgegeben werden, könnte diese tatsächliche oder potenzielle 
Verwässerung einen Rückgang des Aktienkurses bewirken, so dass der Optionsinhaber bei der Ausübung keinen 
so großen Gewinn wie bei der Ausübung einer ansonsten gleichartigen gehandelten Option ohne Verwässerung 
des Aktienkurses erzielt. 
 
Ob dies eine wesentliche Auswirkung auf den Wert der gewährten Aktienoptionen hat, ist von verschiedenen 
Faktoren abhängig, wie etwa der Anzahl der bei Ausübung der Optionen neu ausgegebenen Aktien im Verhältnis zur 
Anzahl der bereits im Umlauf befindlichen Aktien. Außerdem könnte der Markt, wenn er die 
Gewährung von Optionen bereits erwartet, die potenzielle Verwässerung bereits in den Aktienkurs am Tag der 
Gewährung eingepreist haben. 
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For example, if employees were granted options and are entitled to dividends on the underlying shares or dividend 
equivalents (which might be paid in cash or applied to reduce the exercise price) between grant date and exercise date, the 
options granted should be valued as if no dividends will be paid on the underlying shares, i.e. the input for expected dividends 
should be zero. 
 
Similarly, when the grant date fair value of shares granted to employees is estimated, no adjustment is required for expected 
dividends if the employee is entitled to receive dividends paid during the vesting period. 
 
 
Conversely, if the employees are not entitled to dividends or dividend equivalents during the vesting period (or before 
exercise, in the case of an option), the grant date valuation of the rights to shares or options should take expected dividends into 
account. That is to say, when the fair value of an option grant is estimated, expected dividends should be included in the 
application of an option pricing model. When the fair value of a share grant is estimated, that valuation should be reduced 
by the present value of dividends expected to be paid during the vesting period. 
 
 
Option pricing models generally call for expected dividend yield. However, the models may be modified to use an expected 
dividend amount rather than a yield. An entity may use either its expected yield or its expected payments. If the entity uses 
the latter, it should consider its historical pattern of increases in dividends. For example, if an entity’s policy has generally 
been to increase dividends by approximately 3 per cent per year, its estimated option value should not assume a fixed 
dividend amount throughout the option’s life unless there is evidence that supports that assumption. 
 
 
Generally, the assumption about expected dividends should be based on publicly available information. An entity that does 
not pay dividends and has no plans to do so should assume an expected dividend yield of zero. However, an emerging 
entity with no history of paying dividends might expect to begin paying dividends during the expected lives of its employee 
share options. Those entities could use an average of their past dividend yield (zero) and the mean dividend yield of an 
appropriately comparable peer group. 
 
Risk-free interest rate 
 
Typically, the risk-free interest rate is the implied yield currently available on zero-coupon government issues of the 
country in whose currency the exercise price is expressed, with a remaining term equal to the expected term of the option 
being valued (based on the option’s remaining contractual life and taking into account the effects of expected early exercise). 
It may be necessary to use an appropriate substitute, if no such government issues exist or circumstances indicate that the 
implied yield on zero-coupon government issues is not representative of the risk-free interest rate (for example, in high 
inflation economies). Also, an appropriate substitute should be used if market participants would typically determine the 
risk-free interest rate by using that substitute, rather than the implied yield of zero-coupon government issues, when 
estimating the fair value of an option with a life equal to the expected term of the option being valued. 
 
 
 
 
Capital structure effects 
 
Typically, third parties, not the entity, write traded share options. When these share options are exercised, the writer 
delivers shares to the option holder. Those shares are acquired from existing shareholders. Hence the exercise of traded share 
options has no dilutive effect. 
 
In contrast, if share options are written by the entity, new shares are issued when those share options are exercised (either 
actually issued or issued in substance, if shares previously repurchased and held in treasury are used). Given that the shares 
will be issued at the exercise price rather than the current market price at the date of exercise, this actual or potential 
dilution might reduce the share price, so that the option holder does not make as large a gain on exercise as on exercising an 
otherwise similar traded option that does not dilute the share price. 
 
 
 
Whether this has a significant effect on the value of the share options granted depends on various factors, such as the 
number of new shares that will be issued on exercise of the options compared with the number of shares already issued. 
Also, if the market already expects that the option grant will take place, the market may have already factored the potential 
dilution into the share price at the date of grant. 
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Das Unternehmen hat jedoch zu prüfen, ob der mögliche Verwässerungseffekt einer künftigen Ausübung der 
gewährten Aktienoptionen unter Umständen einen Einfluss auf den geschätzten beizulegenden Zeitwert zum 
Tag der Gewährung hat. Die Optionspreismodelle können zur Berücksichtigung dieses potenziellen Verwässerungseffekts 
entsprechend angepasst werden. 
 
Änderungen von anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente 
 
Paragraph 27 schreibt vor, dass ungeachtet etwaiger Änderungen von den Vertragsbedingungen, zu denen die 
Eigenkapitalinstrumente gewährt wurden, oder einer Annullierung oder Erfüllung der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
als Mindestanforderung die erhaltenen Leistungen, die zum beizulegenden Zeitwert der 
gewährten Eigenkapitalinstrumente am Tag der Gewährung bewertet wurden, zu erfassen sind, es sei denn, 
diese Eigenkapitalinstrumente sind aufgrund der Nichterfüllung einer am Tag der Gewährung vereinbarten 
Ausübungsbedingung (außer einer Marktbedingung) nicht ausübbar. Außerdem hat ein Unternehmen die 
Auswirkungen von Änderungen zu erfassen, die den gesamten beizulegenden Zeitwert der anteilsbasierten 
Vergütungsvereinbarung erhöhen oder mit einem anderen Nutzen für den Arbeitnehmer verbunden sind. 
 
Zur Anwendung der Bestimmungen von Paragraph 27 gilt: 
(a) Wenn durch eine Änderung der unmittelbar vor und nach dieser Änderung ermittelte beizulegende Zeitwert 

der gewährten Eigenkapitalinstrumente zunimmt (z. B. durch Verringerung des Ausübungspreises), 
ist der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert in die Berechnung des Betrags einzubeziehen, der für 
die als Entgelt für die gewährten Eigenkapitalinstrumente erhaltenen Leistungen erfasst wird. Der 
gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert ergibt sich aus der Differenz zwischen dem beizulegenden 
Zeitwert des geänderten Eigenkapitalinstruments und dem des ursprünglichen Eigenkapitalinstruments, 
die beide am Tag der Änderung geschätzt werden. Erfolgt die Änderung während des Erdienungszeitraums, 
ist zusätzlich zu dem Betrag, der auf dem beizulegenden Zeitwert der ursprünglichen Eigenkapitalinstrumente 
am Tag der Gewährung basiert und der über den restlichen ursprünglichen Erdienungszeitraum 
zu erfassen ist, der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert in den Betrag einzubeziehen, der 
für ab dem Tag der Änderung bis zum Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit der geänderten Eigenkapitalinstrumente 
erhaltene Leistungen erfasst wird. Erfolgt die Änderung nach dem Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit, 
ist der gewährte zusätzliche beizulegende Zeitwert sofort zu erfassen bzw. über den Erdienungszeitraum, 
wenn der Mitarbeiter eine zusätzliche Dienstzeit ableisten muss, bevor er einen uneingeschränkten Anspruch auf die 
geänderten Eigenkapitalinstrumente erwirbt. 

(b) Auf gleiche Weise ist bei einer Änderung, bei der die Anzahl der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
erhöht wird, der zum Zeitpunkt der Änderung beizulegende Zeitwert der zusätzlich gewährten Eigenkapitalinstrumente 
bei der Ermittlung des Betrags gemäß den Bestimmungen unter (a) oben zu berücksichtigen, 
der für Leistungen erfasst wird, die als Entgelt für die gewährten Eigenkapitalinstrumente erhalten 
werden. Erfolgt die Änderung beispielsweise während des Erdienungszeitraums, ist zusätzlich zu dem 
Betrag, der auf dem beizulegenden Zeitwert der ursprünglich gewährten Eigenkapitalinstrumente am Tag 
der Gewährung basiert und der über den restlichen ursprünglichen Erdienungszeitraum zu erfassen ist, 
der beizulegende Zeitwert der zusätzlich gewährten Eigenkapitalinstrumente in den Betrag einzubeziehen, 
der für ab dem Tag der Änderung bis zum Tag der ersten Ausübungsmöglichkeit der geänderten 
Eigenkapitalinstrumente 
erhaltene Leistungen erfasst wird. 

(c) Werden die Ausübungsbedingungen zugunsten des Mitarbeiters geändert, beispielsweise durch Verkürzung 
des Erdienungszeitraums oder durch Änderung oder Streichung einer Erfolgsbedingung (außer 
einer Marktbedingung, deren Änderungen gemäß (a) oben zu bilanzieren sind), sind bei Anwendung der 
Bestimmungen der Paragraphen 19–21 die geänderten Ausübungsbedingungen zu berücksichtigen. 

 
Werden die Vertragsbedingungen der gewährten Eigenkapitalinstrumente auf eine Weise geändert, die eine 
Minderung des gesamten beizulegenden Zeitwerts der anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung zur Folge hat 
oder mit keinem anderen Nutzen für den Mitarbeiter verbunden ist, sind die als Entgelt für die gewährten 
Eigenkapitalinstrumente erhaltenen Leistungen trotzdem weiterhin so zu bilanzieren, als hätte diese Änderung 
nicht stattgefunden (außer es handelt sich um eine Annullierung einiger oder aller gewährten Eigenkapitalinstrumente, 
die gemäß Paragraph 28 zu behandeln ist). Zum Beispiel: 
(a) Wenn infolge einer Änderung der unmittelbar vor und nach der Änderung ermittelte beizulegende Zeitwert 

der gewährten Eigenkapitalinstrumente abnimmt, hat das Unternehmen diese Minderung nicht zu 
berücksichtigen, sondern weiterhin den Betrag anzusetzen, der für die als Entgelt für die Eigenkapitalinstrumente 
erhaltenen Leistungen, bemessen nach dem beizulegenden Zeitwert der gewährten Eigenkapitalinstrumente 
am Tag der Gewährung, erfasst wurde. 

(b) Führt die Änderung dazu, dass einem Mitarbeiter eine geringere Anzahl von Eigenkapitalinstrumenten 
gewährt wird, ist diese Herabsetzung gemäß den Bestimmungen von Paragraph 28 als Annullierung des 
betreffenden Anteils der gewährten Eigenkapitalinstrumente zu bilanzieren. 
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However, the entity should consider whether the possible dilutive effect of the future exercise of the share options granted 
might have an impact on their estimated fair value at grant date. Option pricing models can be adapted to take into account 
this potential dilutive effect. 
 
 
Modifications to equity-settled share-based payment arrangements 
 
Paragraph 27 requires that, irrespective of any modifications to the terms and conditions on which the equity instruments 
were granted, or a cancellation or settlement of that grant of equity instruments, the entity should recognise, as a minimum, 
the services received measured at the grant date fair value of the equity instruments granted, unless those equity instruments 
do not vest because of failure to satisfy a vesting condition (other than a market condition) that was specified at grant date. 
In addition, the entity should recognise the effects of modifications that increase the total fair value of the share-based 
payment arrangement or are otherwise beneficial to the employee. 
 
 
 
To apply the requirements of paragraph 27: 
(a) if the modification increases the fair value of the equity instruments granted (e.g. by reducing the exercise price), 

measured immediately before and after the modification, the entity shall include the incremental fair value granted in 
the measurement of the amount recognised for services received as consideration for the equity instruments granted. The 
incremental fair value granted is the difference between the fair value of the modified equity instrument and that of the 
original equity instrument, both estimated as at the date of the modification. If the modification occurs during the 
vesting period, the incremental fair value granted is included in the measurement of the amount recognised for services 
received over the period from the modification date until the date when the modified equity instruments vest, in 
addition to the amount based on the grant date fair value of the original equity instruments, which is recognised over 
the remainder of the original vesting period. If the modification occurs after vesting date, the incremental fair value granted is 
recognised immediately, or over the vesting period if the employee is required to complete an additional period of 
service before becoming unconditionally entitled to those modified equity instruments; 

(b) similarly, if the modification increases the number of equity instruments granted, the entity shall include the fair value 
of the additional equity instruments granted, measured at the date of the modification, in the measurement of the 
amount recognised for services received as consideration for the equity instruments granted, consistently with the 
requirements in (a) above. For example, if the modification occurs during the vesting period, the fair value of the 
additional equity instruments granted is included in the measurement of the amount recognised for services received 
over the period from the modification date until the date when the additional equity instruments vest, in addition to the 
amount based on the grant date fair value of the equity instruments originally granted, which is recognised over the 
remainder of the original vesting period; 

(c) if the entity modifies the vesting conditions in a manner that is beneficial to the employee, for example, by reducing 
the vesting period or by modifying or eliminating a performance condition (other than a market condition, changes to 
which are accounted for in accordance with (a) above), the entity shall take the modified vesting conditions into account 
when applying the requirements of paragraphs 19—21. 

 
 
 
 
 
 
 
 
Furthermore, if the entity modifies the terms or conditions of the equity instruments granted in a manner that reduces the 
total fair value of the share-based payment arrangement, or is not otherwise beneficial to the employee, the entity shall 
nevertheless continue to account for the services received as consideration for the equity instruments granted as if that 
modification had not occurred (other than a cancellation of some or all the equity instruments granted, which shall be 
accounted for in accordance with paragraph 28). For example: 
(a) if the modification reduces the fair value of the equity instruments granted, measured immediately before and after the 

modification, the entity shall not take into account that decrease in fair value and shall continue to measure the amount 
recognised for services received as consideration for the equity instruments based on the grant date fair value of the 
equity instruments granted; 

(b) if the modification reduces the number of equity instruments granted to an employee, that reduction shall be accounted 
for as a cancellation of that portion of the grant, in accordance with the requirements of paragraph 28; 
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(c) Werden die Ausübungsbedingungen zuungunsten des Mitarbeiters geändert, beispielsweise durch Verlängerung 
des Erdienungszeitraums oder durch Änderung oder Aufnahme einer zusätzlichen Erfolgsbedingung 
(außer einer Marktbedingung, deren Änderungen gemäß (a) oben zu bilanzieren sind), sind bei 
Anwendung der Bestimmungen der Paragraphen 19–21 die geänderten Ausübungsbedingungen nicht zu 
berücksichtigen. 

 
Anteilsbasierte Vergütungen zwischen Unternehmen einer Gruppe (Änderungen 2009) 
 
In den Paragraphen 43A–43C wird dargelegt, wie anteilsbasierte Vergütungen zwischen Unternehmen einer Gruppe in den 
Einzelabschlüssen der einzelnen Unternehmen zu bilanzieren sind. In den Paragraphen B46–B61 wird erläutert, wie die 
Anforderungen der Paragraphen 43A–43C anzuwenden sind. In Paragraph 43D wurde bereits darauf hingewiesen, dass es für 
anteilsbasierte Vergütungen zwischen Unternehmen einer Gruppe je nach Sachlage und Umständen eine Reihe von Gründen 
geben kann. Die hier geführte Diskussion ist deshalb nicht erschöpfend und geht von der Annahme aus, dass es sich in Fällen, 
in denen das Unternehmen, das die Güter oder Leistungen erhält, nicht zum Ausgleich der Transaktion verpflichtet ist, wenn es 
sich dabei ungeachtet etwaiger gruppeninterner Rückzahlungsvereinbarungen um eine Kapitaleinlage des Mutterunternehmens 
beim Tochterunternehmen handelt. 
 
Auch wenn es in der folgenden Diskussion hauptsächlich um Transaktionen mit Mitarbeitern geht, betrifft sie doch auch 
ähnliche anteilsbasierte Vergütungen von Güterlieferanten/Leistungserbringern, bei denen es sich nicht um Mitarbeiter handelt. 
So kann eine Vereinbarung zwischen einem Mutter- und einem Tochterunternehmen das Tochterunternehmen dazu 
verpflichten, das Mutterunternehmen für die Lieferung der Eigenkapitalinstrumente an die Mitarbeiter zu bezahlen. Wie eine 
solche gruppeninterne Zahlungsvereinbarung zu bilanzieren ist, wird in der folgenden Diskussion nicht behandelt. 
 
Bei anteilsbasierten Vergütungen zwischen Unternehmen einer Gruppe stellen sich in der Regel vier Fragen. Der Einfachheit 
halber werden diese nachfolgend am Beispiel eines Mutter- und dessen Tochterunternehmens erörtert. 
 
Anteilsbasierte Vergütungsvereinbarungen mit Ausgleich durch eigene Eigenkapitalinstrumente 
 
Die erste Frage lautet, ob die nachstehend beschriebenen Transaktionen mit eigenen Eigenkapitalinstrumenten nach diesem 
IFRS als Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente oder als Barausgleich bilanziert werden sollten: 
(a) ein Unternehmen gewährt seinen Mitarbeitern Rechte auf seine Eigenkapitalinstrumente (z.B. Aktienoptionen) und 

beschließt oder ist dazu verpflichtet, zur Erfüllung dieser Verpflichtung gegenüber seinen Mitarbeitern von einer anderen 
Partei Eigenkapitalinstrumente (z.B. eigene Anteile) zu erwerben; und 

(b) den Mitarbeitern eines Unternehmens werden entweder vom Unternehmen selbst oder von dessen Anteilseignern Rechte 
auf Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens (z.B. Aktienoptionen) gewährt, wobei die benötigten 
Eigenkapitalinstrumente von den Anteilseignern des Unternehmens zur Verfügung gestellt werden. 

 
Anteilsbasierte Vergütungen, bei denen das Unternehmen im Gegenzug für seine Eigenkapitalinstrumente Leistungen erhält, 
sind als anteilsbasierte Vergütung mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente zu bilanzieren. Dies gilt unabhängig davon, ob 
das Unternehmen beschließt oder dazu verpflichtet ist, diese Eigenkapitalinstrumente von einer anderen Partei zu erwerben, 
damit es seinen aus der anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung erwachsenden Verpflichtungen gegenüber seinen Mitarbeitern 
erfüllen kann. Dies gilt auch unabhängig davon, ob 
(a) die Rechte der Mitarbeiter auf Eigenkapitalinstrumente des Unternehmens vom Unternehmen selbst oder von dessen 

Anteilseigner(n) gewährt wurden, oder 
(b) die anteilsbasierte Vergütungsvereinbarung vom Unternehmen selbst oder von dessen Anteilseigner(n) erfüllt wurde. 
 
Ist es der Anteilseigner, der die Mitarbeiter seines Beteiligungsunternehmens anteilsbasiert vergüten muss, wird er eher 
Eigenkapitalinstrumente des Beteiligungsunternehmens als eigene Instrumente zur Verfügung stellen. Gehört das 
Beteiligungsunternehmen zur gleichen Unternehmensgruppe wie der Anteilseigner, so hat dieser gemäß Paragraph 43C seine 
Verpflichtung anhand der Anforderungen zu bewerten, die für anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich in seinem 
separaten Einzelabschluss und für anteilsbasierte Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente in seinem 
Konzernabschluss gelten. 
 
Anteilsbasierte Vergütungsvereinbarungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente des Mutterunternehmens 
 
Die zweite Frage betrifft anteilsbasierte Vergütungen zwischen zwei oder mehr Unternehmen derselben Gruppe, für die ein 
Eigenkapitalinstrument eines anderen Unternehmens der Gruppe herangezogen wird. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn den 
Mitarbeitern eines Tochterunternehmens für Leistungen, die sie für dieses Tochterunternehmen erbracht haben, Rechte auf 
Eigenkapitalinstrumente des Mutterunternehmens eingeräumt werden. 
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(c) if the entity modifies the vesting conditions in a manner that is not beneficial to the employee, for example, by 
increasing the vesting period or by modifying or adding a performance condition (other than a market condition, 
changes to which are accounted for in accordance with (a) above), the entity shall not take the modified vesting 
conditions into account when applying the requirements of paragraphs 19—21. 

 
 
Share-based payment transactions among group entities (2009 amendments) 
 
Paragraphs 43A–43C address the accounting for share-based payment transactions among group entities in each entity’s 
separate or individual financial statements. Paragraphs B46–B61 discuss how to apply the requirements in paragraphs 43A–
43C. As noted in paragraph 43D, share-based payment transactions among group entities may take place for a variety of 
reasons depending on facts and circumstances. Therefore, this discussion is not exhaustive and assumes that when the entity 
receiving the goods or services has no obligation to settle the transaction, the transaction is a parent’s equity contribution to the 
subsidiary, regardless of any intragroup repayment arrangements. 
 
 
 
Although the discussion below focuses on transactions with employees, it also applies to similar share-based payment 
transactions with suppliers of goods or services other than employees. An arrangement between a parent and its subsidiary may 
require the subsidiary to pay the parent for the provision of the equity instruments to the employees. The discussion below does 
not address how to account for such an intragroup payment arrangement. 
 
 
Four issues are commonly encountered in share-based payment transactions among group entities. For convenience, the 
examples below discuss the issues in terms of a parent and its subsidiary. 

 
Share-based payment arrangements involving an entity’s own equity instruments 

 
The first issue is whether the following transactions involving an entity’s own equity instruments should be accounted for as 
equity-settled or as cash-settled in accordance with the requirements of this IFRS: 
(a) an entity grants to its employees rights to equity instruments of the entity (e.g. share options), and either chooses or is 

required to buy equity instruments (i.e. treasury shares) from another party, to satisfy its obligations to its employees; and 
(b) an entity’s employees are granted rights to equity instruments of the entity (e.g. share options), either by the entity itself or 

by its shareholders, and the shareholders of the entity provide the equity instruments needed. 
 
 
 
The entity shall account for share-based payment transactions in which it receives services as consideration for its own equity 
instruments as equity-settled. This applies regardless of whether the entity chooses or is required to buy those equity 
instruments from another party to satisfy its obligations to its employees under the share-based payment arrangement. It also 
applies regardless of whether: 
(a) the employee’s rights to the entity’s equity instruments were granted by the entity itself or by its shareholder(s); or 
(b) the share-based payment arrangement was settled by the entity itself or by its shareholder(s). 
 
 
 
If the shareholder has an obligation to settle the transaction with its investee’s employees, it provides equity instruments of its 
investee rather than its own. Therefore, if its investee is in the same group as the shareholder, in accordance with paragraph 
43C, the shareholder shall measure its obligation in accordance with the requirements applicable to cash-settled share-based 
payment transactions in the shareholder’s separate financial statements and those applicable to equity-settled share-based 
payment transactions in the shareholder’s consolidated financial statements. 
 
 
Share-based payment arrangements involving equity instruments of the parent 
 
The second issue concerns share-based payment transactions between two or more entities within the same group involving an 
equity instrument of another group entity. For example, employees of a subsidiary are granted rights to equity instruments of its 
parent as consideration for the services provided to the subsidiary. 
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Hierunter fallen die folgenden anteilsbasierten Vergütungsvereinbarungen: 
(a) ein Mutterunternehmen räumt den Mitarbeitern seines Tochterunternehmens unmittelbar Rechte auf seine Eigen-

kapitalinstrumente ein: in diesem Fall ist das Mutterunternehmen (nicht das Tochterunternehmen) zur Lieferung der 
Eigenkapitalinstrumente an die Mitarbeiter des Tochterunternehmens verpflichtet; und 

(b) ein Tochterunternehmen räumt seinen Mitarbeitern Rechte auf Eigenkapitalinstrumente seines Mutterunternehmens ein: in 
diesem Fall ist das Tochterunternehmen zur Lieferung der Eigenkapitalinstrumente an seine Mitarbeiter verpflichtet. 

 
Ein Mutterunternehmen räumt den Mitarbeitern seines Tochterunternehmens Rechte auf seine Eigenkapitalinstrumente ein 
(Paragraph B52a) 
 
Da es in diesem Fall nicht das Tochterunternehmen ist, das seinen Mitarbeitern die Eigenkapitalinstrumente seines 
Mutterunternehmens liefern muss, hat das Tochterunternehmen gemäß Paragraph 43B die Leistungen, die es von seinen 
Mitarbeitern erhält, anhand der Anforderungen für anteilsbasierte Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente 
zu bewerten und die entsprechende Erhöhung des Eigenkapitals als Einlage des Mutterunternehmens zu erfassen. 
 
Da das Mutterunternehmen in diesem Fall den Ausgleich vornehmen und den Mitarbeitern des Tochterunternehmens eigene 
Eigenkapitalinstrumente liefern muss, hat das Mutterunternehmen gemäß Paragraph 43C diese Verpflichtung anhand der für 
anteilsbasierte Vergütungen mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente geltenden Regelungen zu bewerten. 
 
Ein Tochterunternehmen räumt seinen Mitarbeitern Rechte auf Eigenkapitalinstrumente seines Mutterunternehmens ein 
(Paragraph B52b) 
 
Da das Tochterunternehmen keine der in Paragraph 43B genannten Bedingungen erfüllt, hat es die Transaktion mit seinen 
Mitarbeitern als Vergütung mit Barausgleich zu bilanzieren. Dies gilt unabhängig davon, auf welche Weise das 
Tochterunternehmen die Eigenkapitalinstrumente zur Erfüllung seiner Verpflichtungen gegenüber seinen Mitarbeitern erhält. 
 
Anteilsbasierte Vergütungsvereinbarungen mit Barausgleich für die Mitarbeiter 
 
Die dritte Frage lautet, wie ein Unternehmen, das von Lieferanten (einschließlich Mitarbeitern) Güter oder Leistungen erhält, 
anteilsbasierte Vereinbarungen mit Barausgleich bilanzieren sollte, wenn es selbst nicht zur Leistung der erforderlichen 
Zahlungen verpflichtet ist. Hierzu folgende Beispiele, bei denen das Mutterunternehmen (und nicht das Unternehmen selbst) 
die erforderlichen Barzahlungen an die Mitarbeiter des Unternehmens leisten muss: 
(a) die Barzahlungen an die Mitarbeiter des Unternehmens sind an den Kurs der Eigenkapitalinstrumente dieses 

Unternehmens gekoppelt; 
(b) die Barzahlungen an die Mitarbeiter des Unternehmens sind an den Kurs der Eigenkapitalinstrumente von dessen 

Mutterunternehmen gekoppelt. 
 
Da in diesem Fall nicht das Tochterunternehmen den Ausgleich vornehmen muss, hat es die Transaktion mit seinen 
Mitarbeitern als Vergütung mit Ausgleich durch Eigenkapitalinstrumente zu bilanzieren und die entsprechende Erhöhung des 
Eigenkapitals als Einlage seines Mutterunternehmens zu erfassen. In der Folge muss das Tochterunternehmen die Kosten der 
Transaktion immer dann neu bewerten, wenn aufgrund von Nichterfüllung marktbedingungsunabhängiger 
Ausübungsbedingungen gemäß den Paragraphen 19-21 eine Änderung eingetreten ist. Hier liegt der Unterschied zur 
Bewertung der Transaktion als Barausgleich im Konzernabschluss. 
 
Da das Mutterunternehmen den Ausgleich vornehmen muss und die Vergütung der Mitarbeiter in bar erfolgt, hat das 
Mutterunternehmen (und die Unternehmensgruppe in ihrem Konzernabschluss seine/ihre Verpflichtung anhand der 
Anforderungen für anteilsbasierte Vergütungen mit Barausgleich in Paragraph 43C zu bewerten. 
 
Wechsel von Mitarbeitern zwischen Unternehmen der Gruppe 
 
Die vierte Frage betrifft anteilsbasierte Vergütungsvereinbarungen innerhalb der Unternehmensgruppe, die die Mitarbeiter von 
mehr als einem Unternehmen der Gruppe betreffen. So könnte ein Mutterunternehmen den Mitarbeitern seiner 
Tochterunternehmen beispielsweise Rechte auf seine Eigenkapitalinstrumente einräumen, dies aber davon abhängig machen, 
dass die betreffenden Mitarbeiter der Unternehmensgruppe ihre Dienste für eine bestimmte Zeit zur Verfügung stellen. Ein 
Mitarbeiter eines Tochterunternehmens könnte im Laufe des festgelegten Erdienungszeitraums zu einem anderen 
Tochterunternehmen wechseln, ohne dass dies seine im Rahmen der ursprünglichen anteilsbasierten Vergütungsvereinbarung 
eingeräumten Rechte auf Eigenkapitalinstrumente des Mutterunternehmens beeinträchtigt. Sind die Tochterunternehmen nicht 
verpflichtet, die anteilsbasierte Vergütung der Mitarbeiter zu leisten, bilanzieren sie diese als Transaktion mit Ausgleich durch 
Eigenkapitalinstrumente. Jedes Tochterunternehmen bewertet die vom Mitarbeiter erhaltenen Leistungen unter 
Zugrundelegung des beizulegenden Zeitwerts des Eigenkapitalinstruments zu dem Zeitpunkt, zu dem die Rechte auf diese 
Eigenkapitalinstrumente gemäß Anhang A vom Mutterunternehmen ursprünglich gewährt wurden, und für den Teil des 
Erdienungszeitraums, den der Mitarbeiter bei dem betreffenden Tochterunternehmen abgeleistet hat. 
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Therefore, the second issue concerns the following share-based payment arrangements: 
(a) a parent grants rights to its equity instruments directly to the employees of its subsidiary: the parent (not the subsidiary) has 

the obligation to provide the employees of the subsidiary with the equity instruments; and 
(b) a subsidiary grants rights to equity instruments of its parent to its employees: the subsidiary has the obligation to provide 

its employees with the equity instruments. 
 
 
A parent grants rights to its equity instruments to the employees of its subsidiary (paragraph B52 (a)) 
 
 
The subsidiary does not have an obligation to provide its parent’s equity instruments to the subsidiary’s employees. Therefore, 
in accordance with paragraph 43B, the subsidiary shall measure the services received from its employees in accordance with 
the requirements applicable to equity-settled share-based payment transactions, and recognise a corresponding increase in 
equity as a contribution from the parent. 
 
The parent has an obligation to settle the transaction with the subsidiary’s employees by providing the parent’s own equity 
instruments. Therefore, in accordance with paragraph 43C, the parent shall measure its obligation in accordance with the 
requirements applicable to equity-settled share-based payment transactions. 
 
A subsidiary grants rights to equity instruments of its parent to its employees (paragraph B52 (b)) 
 
 
Because the subsidiary does not meet either of the conditions in paragraph 43B, it shall account for the transaction with its 
employees as cash-settled. This requirement applies irrespective of how the subsidiary obtains the equity instruments to satisfy 
its obligations to its employees. 
 
Share-based payment arrangements involving cash-settled payments to employees 
 
The third issue is how an entity that receives goods or services from its suppliers (including employees) should account for 
share-based arrangements that are cash-settled when the entity itself does not have any obligation to make the required 
payments to its suppliers. For example, consider the following arrangements in which the parent (not the entity itself) has an 
obligation to make the required cash payments to the employees of the entity: 
(a) the employees of the entity will receive cash payments that are linked to the price of its equity instruments. 
(b) the employees of the entity will receive cash payments that are linked to the price of its parent’s equity instruments. 
 
 
 
The subsidiary does not have an obligation to settle the transaction with its employees. Therefore, the subsidiary shall account 
for the transaction with its employees as equity-settled, and recognise a corresponding increase in equity as a contribution from 
its parent. The subsidiary shall remeasure the cost of the transaction subsequently for any changes resulting from non-market 
vesting conditions not being met in accordance with paragraphs 19–21. This differs from the measurement of the transaction as 
cash-settled in the consolidated financial statements of the group. 
 
 
Because the parent has an obligation to settle the transaction with the employees, and the consideration is cash, the parent (and 
the consolidated group) shall measure its obligation in accordance with the requirements applicable to cash-settled share-based 
payment transactions in paragraph 43C. 
 
Transfer of employees between group entities 
 
The fourth issue relates to group share-based payment arrangements that involve employees of more than one group entity. For 
example, a parent might grant rights to its equity instruments to the employees of its subsidiaries, conditional upon the 
completion of continuing service with the group for a specified period. An employee of one subsidiary might transfer 
employment to another subsidiary during the specified vesting period without the employee’s rights to equity instruments of the 
parent under the original share-based payment arrangement being affected. If the subsidiaries have no obligation to settle the 
share-based payment transaction with their employees, they account for it as an equity-settled transaction. Each subsidiary shall 
measure the services received from the employee by reference to the fair value of the equity instruments at the date the rights to 
those equity instruments were originally granted by the parent as defined in Appendix A, and the proportion of the vesting 
period the employee served with each subsidiary. 
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Muss das Tochterunternehmen den Ausgleich vornehmen und seinen Mitarbeitern Eigenkapitalinstrumente seines 
Mutterunternehmens liefern, so bilanziert es die Transaktion als Barausgleich. Jedes Tochterunternehmen bewertet die 
erhaltenen Leistungen für den Teil des Erdienungszeitraums, den der Mitarbeiter bei dem jeweiligen Tochterunternehmen tätig 
war, und legt zu diesem Zweck den beizulegenden Zeitwert des Eigenkapitalinstruments zum Zeitpunkt der Gewährung 
zugrunde. Zusätzlich dazu erfassen die einzelnen Tochterunternehmen jede Veränderung des beizulegenden Zeitwerts des 
Eigenkapitalinstruments, die während der Dienstzeit des Mitarbeiters in dem betreffenden Tochterunternehmen eingetreten ist. 
 
Es ist möglich, dass ein solcher Mitarbeiter nach dem Wechsel zwischen Konzernunternehmen eine in Anhang A definierte 
marktbedingungsunabhängige Ausübungsbedingung nicht mehr erfüllt und den Konzern beispielsweise vor Ablauf seiner 
Dienstzeit verlässt. In diesem Fall hat jedes Tochterunternehmen aufgrund der Tatsache, dass die Ausübungsbedingung 
Leistungserbringung für die Unternehmensgruppe ist, den Betrag, der zuvor für die vom Mitarbeiter gemäß den Grundsätzen 
des Paragraphen 19 erhaltene Leistungen erfasst wurde, anzupassen. Wenn die vom Mutterunternehmen eingeräumten Rechte 
auf Eigenkapitalinstrumente nicht ausübbar werden, weil ein Mitarbeiter eine marktbedingungsunabhängige 
Ausübungsbedingung nicht erfüllt, wird für die von diesem Mitarbeiter erhaltenen Leistungen deshalb in keinem der 
Abschlüsse der Unternehmen der Gruppe ein Betrag auf kumulativer Basis angesetzt. 
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If the subsidiary has an obligation to settle the transaction with its employees in its parent’s equity instruments, it accounts for 
the transaction as cash-settled. Each subsidiary shall measure the services received on the basis of grant date fair value of the 
equity instruments for the proportion of the vesting period the employee served with each subsidiary. In addition, each 
subsidiary shall recognise any change in the fair value of the equity instruments during the employee’s service period with each 
subsidiary. 
 
 
Such an employee, after transferring between group entities, may fail to satisfy a vesting condition other than a market 
condition as defined in Appendix A, e.g. the employee leaves the group before completing the service period. In this case, 
because the vesting condition is service to the group, each subsidiary shall adjust the amount previously recognised in respect 
of the services received from the employee in accordance with the principles in paragraph 19. Hence, if the rights to the equity 
instruments granted by the parent do not vest because of an employee’s failure to meet a vesting condition other than a market 
condition, no amount is recognised on a cumulative basis for the services received from that employee in the financial 
statements of any group entity. 
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